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Kompendium der praktischen Betriebswirtschaft
Das Kompendium der praktischen Betriebswirtschaft soll dazu dienen, das allgemein 
anerkannte und praktisch verwertbare Grundlagenwissen der modernen Betriebs-
wirtschaftslehre praxisgerecht, übersichtlich und einprägsam zu vermitteln.

Dieser Zielsetzung gerecht zu werden, ist gemeinsames Anliegen des Herausgebers 
und der Autoren, die durch ihr Wirken an Hochschulen, als leitende Mitarbeiter von 
Unternehmen und in der betriebswirtschaftlichen Unternehmensberatung vielfältige 
Kenntnisse und Erfahrungen sammeln konnten.

Das Kompendium der praktischen Betriebswirtschaft umfasst zahlreiche Textbände, 
die einheitlich gestaltet sind und jeweils aus zwei Teilen bestehen:

”” 	Dem Textteil, der systematisch gegliedert sowie mit vielen Beispielen und Abbildun-
gen versehen ist, die die Wissensvermittlung erleichtern. Zahlreiche Kontrollfragen 
mit Lösungshinweisen dienen der Wissensüberprüfung. Umfassende Literaturver-
zeichnisse zu jedem Kapitel verweisen auf die verwendete und weiterführende Lite-
ratur.

”” 	Dem Übungsteil, der eine Vielzahl von Aufgaben und Fällen enthält, denen sich aus-
führliche Lösungen anschließen, die schrittweise und in verständlicher Form in die 
betriebswirtschaftlichen Fragestellungen einführen.

Als praxisorientierte Fachbuchreihe, die um einzelne Lexika ergänzt wird, wendet sich 
das Kompendium der praktischen Betriebswirtschaft vor allem an:

”” Studierende der Fachhochschulen und Universitäten, Akademien und sonstigen In-
stitutionen, denen eine systematische Einführung in die betriebswirtschaftlichen 
Teilgebiete vermittelt werden soll, die eine praktische Umsetzbarkeit gewährleistet.

”” Praktiker in den Unternehmen, die sich innerhalb ihres Tätigkeitsfeldes weiterbil-
den, sich einen fundierten Einblick in benachbarte Bereiche verschaffen oder sich 
eines umfassenden betrieblichen Handbuches bedienen wollen.

Für Anregungen, die der weiteren Verbesserung der Fachbuchreihe dienen, bin ich 
dankbar.

Prof. Klaus Olfert
Herausgeber
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Feedbackhinweis 
Kein Produkt ist so gut, dass es nicht noch verbessert werden könnte. Ihre Meinung ist 
uns wichtig. Was gefällt Ihnen gut? Was können wir in Ihren Augen verbessern? Bitte 
schreiben Sie einfach eine E-Mail an: feedback@kiehl.de

Als kleines Dankeschön verlosen wir unter allen Teilnehmern einmal pro Monat ein 
Buchgeschenk!
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Vorwort zur 17. Auflage
Personal ist der wesentliche Erfolgsfaktor der Unternehmen. Es versetzt sie in die Lage, 
Wettbewerbsvorteile zu schaffen. Dies ist insbesondere in Zeiten radikaler Verände-
rungen eine anspruchsvolle Aufgabe. Sie ist nur lösbar, wenn das richtige Personal 
zur Verfügung steht und unter bestmöglichen Bedingungen tätig werden kann. Das 
bedeutet, dass das Personal anforderungsgerecht einzusetzen ist und die Arbeits
bedingungen unter Motivationsgesichtspunkten zu gestalten sind.

Für die Unternehmen ist aber nicht nur wichtig, das Personal als Leistungsträger 
anzusehen. Es verursacht auch Kosten, die sich für Deutschland im internationalen 
Vergleich als sehr hoch erweisen. Deshalb ist es ebenso erforderlich, die personellen 
Prozesse wirtschaftlich zu gestalten.

Die vorliegende Neuauflage wurde durchgesehen, verbessert und aktualisiert.

Das Buch stellt sämtliche personalwirtschaftliche Aspekte grundlegend und fundiert, 
aber auch einfach und verständlich dar. 

Rund 1.000 Kontrollfragen und 80 Aufgaben bzw. Fälle dienen der Lern- und Verständ-
niskontrolle.

Dies geschieht in neun Kapiteln:

A. Grund­
lagen

Personal-
wirtschaft

Mitarbeiter Personal
politik

Personal
abteilung

Personal
controlling

Arbeitsrecht

B. Personal­
planung

Ziele Bedingungen Organisation Arten Ablauf

C. Personal­
beschaffung

Personalan-
forderung

Beschaf-
fungswege

Bewerbung Auswahl Mit
bestimmung

Arbeits
vertrag

D. Personal­
einsatz

Arbeits
aufnahme

Arbeitsinhalt Arbeitsort Arbeitszeit

E. Personal­
führung

Führungs
beteiligte

Führungs-
techniken

Führungs-
mittel

Führungs-
stile

Führungs
erfolg

F. Personal­
entlohnung

Grundlagen Lohnfindung Entgelt Personal
kosten

G. Personal­
entwicklung

Personal
bildung

Methoden Personal
förderung

Organisations
entwicklung

H. Personal­
freistellung

Interne 
Personal
freistellung

Zeitliche/
örtliche/
qualitative 
Anpassung

Externe 
Personal
freistellung

Kündigung/ 
Aufhebungs-
vertrag

Out
placement

I. Personal­
verwaltung

Aufgaben Durch
führung

Instrumente Personalin-
formations-
systeme

Personal-
rechnungs-
wesen

Datenschutz

Gerne habe ich Anregungen und Hinweise der Leserinnen und Leser aufgenommen, 
für die ich auch weiterhin dankbar bin.

Prof. Klaus Olfert
Baden-Baden, im Juli 2019
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Dozentenservice 
Als besonderer Service für Dozenten steht zu diesem Titel ein kompletter Foli­
ensatz als Gratis-Download in meinkiehl zur Verfügung. Lösen Sie hierfür auf 
www.kiehl.de den Freischaltcode für das Online-Buch ein. Nutzen Sie dazu ein-
fach ihr bestehendes Benutzerkonto oder registrieren Sie sich neu und lassen 
Sie sich als Dozent/in von unserem Dozentenservice freischalten. Das Dozen-
tenmaterial ist auf der Startseite des Online-Buches über den Button „Dozen-
tenmaterial“ abrufbar.

8



Benutzungshinweis
Kontrollfragen
Die Kontrollfragen dienen der Wissenskontrolle. Sie finden sich am Ende eines jeden 
Kapitels.

Aufgaben/Fälle
Die Aufgaben/Fälle im Übungsteil dienen der Wissens- und Verständniskontrolle. Auf 
sie wird jeweils im Texteil hingewiesen:

Aufgabe 1 > Seite 593
Aufgabe 2 > Seite 593

Der Übungsteil befindet sich am Ende des Buchs. Es wird empfohlen, die Aufgaben/
Fälle unmittelbar nach Bearbeitung der entsprechenden Textstellen zu lösen.

Aus Gründen der Praktikabilität und besseren Lesbarkeit wird darauf verzichtet, je-
weils männliche und weibliche Personenbezeichnungen zu verwenden. So können z. B. 
Mitarbeiter, Arbeitnehmer, Vorgesetzte grundsätzlich sowohl männliche, weibliche als 
auch Personen des dritten Geschlechts sein.
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A. Grundlagen
Unternehmen werden zu dem Zweck betrieben, Leistungen zu erstellen. Dies geschieht 
durch die Kombination der elementaren Produktionsfaktoren. Sie wirken unmittelbar 
auf die Objekte der Leistungserstellung bzw. gehen in diese ein als:

Arbeit Sie ist hier als (vorrangig) ausführende 
Tätigkeit eines Menschen zur Erfüllung 
einer Aufgabe zu verstehen, z. B. Bohren, 
Fräsen, Buchen von Geschäftsvorfällen. Sie 
ist insbesondere eine körperliche Arbeit 
und weist dementsprechend keine (nen-
nenswerten) dispositiven Elemente auf.

Objekte der 
Leistungserstellung

=
Produkte

Betriebsmittel Sie umfassen die technische Apparatur 
sowie sämtliche der Leistungserstellung 
über längere Zeit dienenden Gegenstände, 
z. B. Maschinen, Büroausstattung, Grund-
stücke, Gebäude.

Werkstoffe �Sie werden zur Leistungserstellung 
benötigt, z. B. als Rohstoffe (in Produkte 
eingehende Hauptbestandteile), Hilfsstoffe 
(keine wesentlichen Bestandteile), Betriebs­
stoffe (Verbrauchsmaterialien, überhaupt 
keine Bestandteile) sowie Waren.

Die elementaren Produktionsfaktoren werden im Rahmen eines güterwirtschaftlichen 
Prozesses beschafft und planvoll eingesetzt. Ihm steht ein finanzwirtschaftlicher Pro­
zess gegenüber, denn für die zu beschaffenden Produktionsfaktoren fallen Auszahlun-
gen an, die betrieblichen Leistungen führen zu Einzahlungen:

Marke-
ting-
bereich

Material-
bereich

Beschaf-
fungs-
markt

Absatz-
markt

Güterwirtschaftlicher Prozess

Finanzwirtschaftlicher Prozess

Ferti-
gungs-
bereich
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Um die Kombination der elementaren Produktionsfaktoren in geeigneter Weise vor-
nehmen zu können, bedarf es dispositiver Produktionsfaktoren. Sie basieren (vorwie-
gend) auf geistiger Arbeit und dienen dazu festzulegen, wann/wo/wie die elementa-
ren Produktionsfaktoren eingesetzt werden. 

Diesen dispositiven Produktionsfaktoren sind sämtliche gestalterischen Tätigkeiten 
zuzurechnen. Sie erfolgen als:

Planung Sie ist die gegenwärtige gedankliche 
Vorwegnahme zukünftigen Handelns und 
dient dazu, den Prozess der Zielerreichung 
durch vorausschauende Festlegung von Maß-
nahmen zu unterstützen. Elementare  

Produktions­
faktoren

=
Arbeit

Betriebsmittel
Werkstoffe

Organisation Sie stellt die dauerhafte Ordnung bzw. 
geregelte Strukturierung des Unterneh
mens dar und versetzt es in die Lage, seinen 
Anforderungen durch die Schaffung und 
stetige Verbesserung von Strukturen und 
Prozessen gerecht zu werden.

Leitung �Sie führt das Unternehmen, z. B. als Unter
nehmens-, Bereichs-, Gruppenleitung, und 
steuert die Leistungserstelung bzw. gestaltet 
den Produktionsvorgang zweckentsprechend.

Die menschliche Arbeit ist der bestimmende Faktor jeder betriebswirtschaftlichen 
Betätigung. Nicht nur als elementarer Produktionsfaktor, sondern auch als Träger der 
dispositiven Produktionsfaktoren hat sie eine herausragende Bedeutung. 

Mit der menschlichen Arbeit beschäftigt sich die Personalwirtschaft. Sie hat im Laufe 
der Zeit zunehmende Bedeutung erlangt und stellt für die Unternehmensleitung eine 
betriebliche Funktion dar, der eine herausragende Rolle zukommt. Dafür gibt es zahl-
reiche Gründe, hierzu zählen:

ÿÿ Veränderungen beim Personal (z. B. Qualifikation, Motivation)

ÿÿ Wandel des Arbeitsmarktes (z. B. demografische Entwicklung)

ÿÿ Veränderungen im Arbeitsrecht (z. B. Mitbestimmungs-/Schutzrechte)

ÿÿ organisatorischer Wandel (z. B. Prozess-/Kundenorientierung)

ÿÿ technologische Veränderungen (z. B. Produktionsnetzwerke)

ÿÿ Veränderungen der Personalkosten (z. B. Personalzusatzkosten)

ÿÿ Wandel der Absatzmärkte (z. B. Märkteausweitung/-erschließung).
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Als Grundlagen der Personalwirtschaft sollen dargestellt werden:

Grundlagen der 
Personalwirtschaft

Personalwirtschaft

Mitarbeiter

Personalpolitik

Personalabteilung

Personalcontrolling

Arbeitsrecht

Neben betriebswirtschaftlichen Gegebenheiten sind im Rahmen der Personalwirt-
schaft auch humanitäre, rechtliche, psychologische und soziologische Gesichtspunkte 
zu berücksichtigen.

1. Personalwirtschaft
Die Personalwirtschaft ist die Gesamtheit der mitarbeiterbezogenen Gestaltungs- und 
Verwaltungsaufgaben im Unternehmen. Ihre Träger sind die betrieblichen Führungs-
kräfte und die Personalabteilung als Organisationseinheit. Der Personalwirtschaft ob-
liegt die betriebswirtschaftliche Mitarbeiterversorgung, die unter zwei Aspekten zu 
erfolgen hat. Das sind:

ÿÿ Unternehmensbedürfnisse, denn das Unternehmen muss bestmöglich mit geeigne-
ten Mitarbeitern ausgestattet, also versorgt werden

ÿÿ Mitarbeiterbedürfnisse, denn für die Mitarbeiter eines Unternehmens ist Sorge zu 
tragen. Sie sind z. B. zu betreuen, zu entwickeln, zu führen, zu entlohnen.

Von der Personalwirtschaft werden mitunter andere Begriffe abgegrenzt, um einen 
personalwirtschaftlichen Schwerpunkt zu kennzeichnen, z. B.:

ÿÿ Personalmanagement, bei dem die Führung, Leitung und Steuerung des Personals 
im Mittelpunkt steht und vor allem auf eine instrumentelle Betrachtung der Mit-
arbeiter ausgerichtet ist. Dieser Begriff wird auch synonym zur Personalwirtschaft 
verwendet.

ÿÿ Personalmarketing, bei dem die personalmarktbezogene Betrachtung des Personals 
das kennzeichnende Merkmal ist. Die Personalbeschaffung hat in diesem Begriff 
eine dominante Bedeutung.

ÿÿ Human Resource Management, das teilweise als Synonym zur Personalwirtschaft 
oder zum Personalmanagement gesehen wird, aber auch weiter gehen kann, indem 
es sich auf die ganzheitlich strategische Personalfunktion bezieht. 

Aufgabe eines jeden Unternehmens ist das Wirtschaften mit dem Ziel des zweckge-
richteten Handelns. Das gilt auch für alle Gegebenheiten, die sich auf das Personal 
beziehen. Da es wertvoll und teuer ist, muss es wirtschaftlich eingesetzt werden.
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Das Personal stellt die Gesamtheit der Arbeitnehmer eines Unternehmens dar und 
wird häufig auch als Belegschaft bezeichnet. Dazu zählen auch die leitenden Mitarbei-
ter. Arbeitnehmer ist, wer in einem persönlichen Abhängigkeitsverhältnis entgeltliche 
Arbeit verrichtet. Inzwischen hat es sich eingebürgert, sie als Mitarbeiter zu bezeich-
nen, um damit das partnerschaftliche Verhältnis stärker zu betonen. Das Personal hat 
aus betrieblicher Sicht unterschiedliche Eigenschaften. So ist es:

ÿÿ Arbeitsträger, indem es Arbeiten verrichtet, Leistungen erbringt und damit wichti-
ger Teil des Wertschöpfungsprozesses ist. Aus dieser Sicht stellt es einen Produk­
tionsfaktor dar.

ÿÿ Motiviertes Individuum, denn jeder Mitarbeiter hat bestimmte Motive und strebt 
eigenständige Ziele an. Diese können mit den vom arbeitgebenden Unternehmen 
angestrebten Zielen und Vorgaben übereinstimmen oder aber abweichen, wodurch 
sich Probleme zwischen den Parteien ergeben können.

ÿÿ Koalitionspartner, wobei die Mitarbeiter üblicherweise verschiedenartigen Gruppen 
angehören:

-- Arbeitnehmerarten, z. B. Arbeiter, Angestellte
-- Arbeitnehmervertretung, z. B. Betriebsrat, Personalrat
-- Berufsgruppen, z. B. Kaufleute, Techniker
-- Hierarchieebenen, z. B. Sachbearbeiter, Abteilungsleiter
-- informellen Gruppen, z. B. ehemalige Auszubildende, Sangesbrüder.

ÿÿ Entscheidungsträger, denn in jeder Hierarchieebene und an jedem Arbeitsplatz 
müssen Entscheidungen gefällt werden. Sie haben unterschiedlich große Bedeu-
tung und können für die Entwicklung eines Unternehmens wesentlich sein.

ÿÿ Kostenverursacher, da die Mitarbeiter einen Anspruch auf Entgelt und ergänzende 
Leistungen haben sowie für die vorzuhaltenden Arbeitsplätze entsprechende Kosten 
entstehen.

Die Vielfältigkeit und Vielgestaltigkeit der Beziehungen zwischen Mitarbeitern und 
Unternehmen sind Merkmale der Personalwirtschaft, die aufweist:

Personalwirtschaft

Ziele Aufgaben

1.1 Ziele

Die Verfolgung der personalwirtschaftlichen Ziele ist nicht nur Aufgabe der Personal-
abteilung, sondern auch der Unternehmensleitung, der Führungskräfte in den ver-
schiedenen Abteilungen und des Betriebsrats. Sie sind vor allem: 

ÿÿ wirtschaftliche Ziele

ÿÿ soziale Ziele.
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Als weitere Arten von Zielen lassen sich rechtliche Ziele, z. B. die Rechtssicherheit auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts, organisatorische Ziele, z. B. der angemessene Einsatz 
der Mitarbeiter im organisatorischen Gefüge des Unternehmens, ökologische Zie­
le, z. B. die Ressourcenschonung oder Verminderung von Umweltbelastungen sowie 
volkswirtschaftliche Ziele, z. B. die Vermeidung von Arbeitslosigkeit, nennen.

Die personalwirtschaftlichen Ziele werden – wie auch die Ziele anderer funktionaler 
Bereiche – aus den Unternehmenszielen abgeleitet, die durch die Unternehmens- 
eigentümer und/oder die Unternehmensleitung festgelegt werden. 

Zwischen dem Personalbereich und den übrigen betrieblichen Bereichen bestehen 
wechselseitige Abhängigkeiten. Einerseits legen die Ziele der anderen Bereiche die 
personellen Erfordernisse fest, andererseits bestimmen die personell gegebenen Mög-
lichkeiten maßgeblich die Festlegung erreichbarer Sachziele mit.

1.1.1 Wirtschaftliche Ziele

Die Versorgung des Unternehmens mit bestgeeigneten Mitarbeitern unter Berück-
sichtigung des ökonomischen Prinzips ist der Ausgangspunkt der wirtschaftlichen Zie-
le der Personalwirtschaft, die z. B. sind:

ÿÿ optimaler Einsatz des Elementarfaktors „menschliche Arbeit“ und seine bestmögli­
che Kombination mit den übrigen Einsatzfaktoren

ÿÿ Minimierung der Kostensumme aller Einsatzfaktoren und Maximierung des Gewin-
nes gemäß dem ökonomischen Prinzip

ÿÿ Steigerung der menschlichen Arbeitsleistung, z. B. durch Fortbildung, aber auch 
durch Motivation

ÿÿ Nutzung der Kreativität und Erfahrung der Mitarbeiter zur Aufgabenerledigung, z. B. 
durch Mitarbeit im „kontinuierlichen Verbesserungsprozess“.

Den wirtschaftlichen Zielen stehen die sozialen Ziele teilweise konträr gegenüber, d. h. 
sie konkurrieren mit ihnen. Da sie Konflikte zwischen dem Unternehmen und den Mit-
arbeitern auslösen können, sollte versucht werden, die konkurrierenden Ziele durch 
geeignete Kompromisse in Übereinstimmung zu bringen:

Wirtschaftliche 
Ziele

	 Soziale 
	 ZieleKonkurrierende

Ziele
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1.1.2 Soziale Ziele

Die bestmögliche Gestaltung der Arbeitsumstände für die Mitarbeiter ist das soziale 
Hauptziel der Personalwirtschaft. Aus ihm lassen sich eine Reihe von sozialen Zielen 
ableiten, die z. B. auf folgende Bereiche gerichtet sind:

 Arbeits
bedingungen

 Personalführung
 Personal

entwicklung

Soziale Ziele

 Mitbestimmung

 Arbeits
platzgestaltung

 Arbeitsschutz
 Arbeits

zeitgestaltung
 Entlohnung

Die sozialen Ziele, die teilweise auch als humanitäre Ziele bezeichnet werden, stehen 
im Spannungsfeld zwischen Unternehmensleitung und Betriebsrat.

1.2 Aufgaben

Die Aufgaben der Personalwirtschaft sind vielfältig. Sie werden traditionell innerhalb 
des Unternehmens bewältigt, wobei die Personalabteilung, die Fachabteilungen und 
die Führungskräfte in unterschiedlicher Weise zusammenwirken können. Sie werden 
immer häufiger aber auch ausgegliedert und im Rahmen von Outsourcing an Fremd-
firmen übertragen.

Während das früher vor allem administrative Aufgaben – z. B. Entgeltabrechnung – 
betraf, werden in jüngerer Zeit durchaus anspruchsvollere Aufgaben(komplexe) – z. B. 
Beschaffung, Auswahl, Entwicklung von Personal – mit dem Ziel, strategische Erfolgs-
positionen aufzubauen, an spezialisierte und kostengünstigere Firmen outgesourct.

Risiken des Outsourcings, das aufgrund verminderter betrieblicher Eigenleistungen zu 
einer unternehmensbezogenen Abnahme der Wertschöpfung führt, liegen z. B. in Ver-
lust eigener Kernkompetenzen, qualitativen Unwägbarkeiten und der Gefahr, mit dem 
Outsourcing unerwünschte Einblicke sowie Abhängigkeiten zu schaffen.

Dem Aufbau des Buches folgend sollen als Aufgaben bzw. Funktionen unterschieden 
werden:

ÿÿ Grundlegende Aufgaben, die in den folgenden Hauptkapiteln B. - I. behandelt werden:

Personal­
planung

>> Kapitel B.

Sie ist die gedankliche Vorwegnahme des zukünftigen Personalgeschehens 
im Unternehmen und bildet die Grundlage für die anderen Aufgaben der 
Personalwirtschaft als:

ÿÿ Die Personalbestandsplanung, die Ausgangspunkt jeder Personalplanung 
ist. Dabei stellt der aktuelle Personalbestand die Basis für die Ermittlung 
des zukünftigen Personalbestands dar.
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ÿÿ Die Personalbedarfsplanung, die sich unterschiedlicher Verfahren bedie-
nen kann, um den zukünftigen Personalbedarf zu ermitteln. 

ÿÿ Die Personaleinsatzplanung, mit der der Personalbestand mit dem Per-
sonalbedarf für einen zukünftigen Zeitpunkt abgestimmt und notwen-
dige Maßnahmen der Personalveränderung bzw. Personalentwicklung 
ermittelt werden.

ÿÿ Die Personalbeschaffungsplanung, mit der festgelegt wird, welche Per-
sonalbeschaffungen vorzunehmen und auf welche Weise sie durchzu-
führen sind.

ÿÿ Die Personalfreistellungsplanung, die darauf gerichtet ist, die künftig 
erforderlichen Personalfreistellungen als interne oder externe Maßnah-
men festzustellen.

ÿÿ Die Personalentwicklungsplanung, die sich auf die Bildung des Personals 
im Rahmen der Ausbildung, Fortbildung oder Umschulung sowie die 
Förderung des Personals bezieht und auch die Organisationsentwicklung 
einschließen kann.

ÿÿ Die Personalkostenplanung, die notwendig ist, da für das Personal viele 
unterschiedliche Kosten entstehen, die für die Zukunft ermittelt und 
geplant werden müssen.

Personal­
beschaffung

>> Kapitel C.

Sie befasst sich mit der Bereitstellung der für das Unternehmen erforder-
lichen Arbeitskräfte in qualitativer, quantitativer sowie zeitlicher Hinsicht 
und umfasst vor allem:

ÿÿ Die Personalanforderung, welche der Ausgangspunkt und die Grundlage 
für die Personalbeschaffung ist und vielfach unter Verwendung eines 
entsprechenden Formulars erfolgt.

ÿÿ Die Beschaffungswege, die interne oder externe Beschaffungswege sein 
können, d. h. Mitarbeiter werden aus dem Unternehmen selbst bzw. von 
außerhalb des Unternehmens beschafft, wobei das Internet zunehmend 
Bedeutung erlangt.

ÿÿ Die Bewerbung, die vom personalsuchenden Unternehmen bearbeitet 
werden muss, insbesondere durch die systematische Auswertung der 
Bewerbungsunterlagen. Sie kann inzwischen auch mithilfe des Internets 
möglich sein.

ÿÿ Die Auswahl, die der Ermittlung des geeignetsten Bewerbers dient. Im 
Mittelpunkt steht das Vorstellungsgespräch. Mitunter werden auch 
Eignungstests durchgeführt.

ÿÿ Der Arbeitsvertrag, der mit dem ausgewählten Bewerber unbefristet 
oder befristet geschlossen wird, um ein Arbeitsverhältnis zu begründen.

Personal­
einsatz

>> Kapitel D.

Er beginnt mit der Aufnahme der Tätigkeit eines Mitarbeiters im Unterneh-
men und endet mit seinem Ausscheiden aus dem Unternehmen. Durch 
ihn sollen bestmögliche Leistungsergebnisse erzielt, die Zufriedenheit der 
Mitarbeiter gefördert und die Kosten minimiert werden. Der Personalein-
satz umfasst:

ÿÿ Die Einführung und Einarbeitung der neuen Mitarbeiter, die nicht nur 
neue Aufgaben übernehmen, sondern sich auch in einer neuen Umwelt 
zurechtfinden müssen.
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ÿÿ Den Arbeitsinhalt, der verschieden strukturiert sein kann. Dabei wird die 
traditionelle Arbeitsteilung zu Gunsten von Maßnahmen der Aufgaben-
erweiterung und Aufgabenbereicherung zunehmend reduziert.

ÿÿ Den Arbeitsort, der innerhalb bzw. außerhalb des Unternehmens oder 
im Ausland liegen kann und als Arbeitsplatz in geeigneter Weise zu 
gestalten ist.

ÿÿ Die Arbeitszeit, die einem gegebenen Bedarf bzw. den Mitarbeitern 
angepasst werden kann. Im Mittelpunkt stehen Dauer, Lage, Variabilität, 
Beeinflussbarkeit der Arbeitszeit durch den Mitarbeiter und/oder durch 
den Arbeitgeber.

Personal­
führung

>> Kapitel E.

Sie dient dazu, die Unternehmensziele und grundlegenden Strategien 
bzw. Entscheidungen in den hierarchischen Ebenen durch die Vorgesetzten 
umzusetzen. Dazu gibt es:

ÿÿ Führungsmittel, derer sich die Führungskräfte bedienen können, z. B. Zie-
le, Information, Kommunikation, Partizipation, Kooperation, Delegation.

ÿÿ Führungstechniken, die grundsätzliche Verhaltens- und Verfahrenswei-
sen zur Bewältigung der Führungsaufgaben darstellen und vor allem als 
„Management-by-Techniken“ bekannt sind.

ÿÿ Führungsstile als jeweilige Art und Weise, in der Vorgesetzte die un-
terstellten Mitarbeiter führen, z. B. als autoritärer oder kooperativer 
Führungsstil.

Der Führungserfolg ist schließlich das Ergebnis, das die Führungskraft in 
Erfüllung ihrer Führungsaufgabe erzielt.

Personal­
entlohnung

>> Kapitel F.

Bei der Personalentlohnung geht es um die Bereitstellung der finanziellen 
Leistungen des Unternehmens an seine Arbeitnehmer. Problemkreise sind:

ÿÿ Die Lohnfindung, die anforderungs-, qualifikations-, leistungs-, quali-
täts-, markt- oder sozialbezogen sein kann.

ÿÿ Das Entgelt, das als Zeit-, Akkord-, Prämien- und Pensumlohn sowie als 
zusätzliche Lohn und Erfolgs- bzw. Kapitalbeteiligung gewährt werden 
kann.

ÿÿ Die Personalkosten, die aus Personalbasiskosten und Personalzusatzkos-
ten, z. B. für Sozialleistungen, bestehen.

Personal­
entwicklung

>> Kapitel G.

Sie ist die Gesamtheit der Maßnahmen zur Verbesserung der Mitarbei-
terqualifikation. Der Entwicklung des Personals dient die Mitarbeiterför­
derung, z. B. das Fördergespräch, das Coaching und Mentoring, sowie die 
Mitarbeiterbildung als: 

ÿÿ Ausbildung, die eine betriebliche Erstberufsvermittlung ist. Neben einer 
Grundausbildung steht der Erwerb von beruflichen Kenntnissen und 
Fertigkeiten im Mittelpunkt.

ÿÿ Fortbildung, mit der insbesondere die beruflichen Kenntnisse und Fertig-
keiten erweitert und an die aktuellen Entwicklungen angepasst werden.

ÿÿ Die Umschulung, die eine Zweitausbildung darstellt, die erwachsene Ar-
beitnehmer für eine andere als die bisher ausgeübte Tätigkeit befähigen 
soll, z. B. wegen Krankheit oder Unfall.
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Personal­
freistellung

>> Kapitel H.

Sie erfolgt insbesondere, um eine personelle Überdeckung im Unterneh-
men abzubauen und ist auf mehrere Arten möglich. Es gibt:

ÿÿ Die interne Personalfreistellung, bei der die personelle Kapazität durch 
die Änderung bestehender Arbeitsverhältnisse angepasst wird, ohne 
dass es zu einem Personalabbau kommt, z. B. durch Abbau von Mehrar-
beit, Einführung von Kurzarbeit, Versetzung oder Änderungskündigung.

ÿÿ Die externe Personalfreistellung, bei der die personelle Kapazität durch 
Beendigung bestehender Arbeitsverhältnisse angepasst wird, z. B. mit-
hilfe von Kündigungen, Aufhebungsverträgen oder Outplacement.

Personal­
verwaltung

>> Kapitel I.

In ihr werden die routinemäßigen Daueraufgaben, die sich auf die Arbeit-
nehmer beziehen, bewältigt. Sie befasst sich mit:

ÿÿ Den Aufgaben, die die Personalverwaltung in vielfältiger Weise wahrzu-
nehmen hat, wobei diese sich an den personalwirtschaftlichen Funktionen 
orientieren.

ÿÿ Der Durchführung der Personalverwaltung, die z. B. konventionell, im 
Dialog mit dem Computer oder automatisch erfolgen kann.

ÿÿ Den die Abwicklung vereinfachenden Instrumenten, z. B. Personalakte, 
Personalkartei, Personalhandbuch.

ÿÿ Den Personalinformationssystemen, mit denen die administrativen und 
dispositiven Tätigkeiten der Personalabteilung verbessert und beschleu-
nigt werden können. 

ÿÿ Dem Personalrechnungswesen, das dazu dient, die Personalarbeit und 
deren Auswirkungen in quantitativer Form zu dokumentieren, z. B. als 
Buchhaltung, Kostenrechnung, Statistik.

ÿÿ Sonstige Aufgaben der Personalwirtschaft, die bereits in>> Kapitel A. dargestellt werden:

Personal­
politik

Sie umfasst alle Grundsätze und Entscheidungen, die sich auf die wechsel­
seitigen Beziehungen zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern, zwischen 
Mitarbeitern untereinander und zwischen Mitarbeitern und ihrer Arbeit 
beziehen. Ihre Festlegung kann in der Unternehmenssatzung, Ordnungen, 
schriftlichen Anweisungen oder mündlich erfolgen.

Personal­
abteilung

Sie stellt eine Organisationseinheit im Unternehmen dar, die in unterschied-
licher Weise sowohl gegliedert als auch eingegliedert sein, verschiedene 
Ausrichtungen aufweisen und sich vielfältiger Hilfsmittel bedienen kann.

Personal­
controlling

Es verbindet den Prozess der Planung, Kontrolle und Steuerung mit der 
Informationsversorgung. Mitunter werden dabei die Personal-Portfolios 
genutzt, die Ausdruck des personellen Leistungspotenzials eines Unterneh-
mens sind.

Bei der Mitarbeiterversorgung durch die Personalwirtschaft sind die beschriebenen 
wirtschaftlichen und sozialen Ziele zu beachten. Zunehmend wird die Personalwirt-
schaft als eine Betreuungs- und Beratungsaufgabe angesehen.

Aufgabe 1 > Seite 593
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2. Mitarbeiter
Die Personalwirtschaft ist auf die Mitarbeiter ausgerichtet, die sich von den anderen 
elementaren Produktionsfaktoren durch eine Reihe von Besonderheiten unterschei-
den, die für die Personalwirtschaft von wesentlicher Bedeutung sind:

ÿÿ Die Aktivität, denn die Mitarbeiter sind nicht passiv, sondern haben ihren eigenen 
Willen, verfolgen selbstgesteckte Ziele und entwickeln Initiative.

ÿÿ Die Individualität, denn der einzelne Mitarbeiter unterscheidet sich von anderen 
Mitarbeitern in einer Vielzahl von Merkmalen, z. B. Leistungsfähigkeit, Temperament 
und Motiven – siehe S. 252  f. Zudem treten Mitarbeiter als jugendliches, älteres, 
weibliches, männliches, behindertes, ausländisches Personal in Erscheinung – siehe 
Seite 256 f.

ÿÿ Die Motivation, denn jeder Mitarbeiter soll trotz seiner eigenständigen Ziele die Un-
ternehmensziele in geeigneter Weise verfolgen. 

ÿÿ Die Probabilität, denn das Verhalten der Mitarbeiter ist nicht deterministisch be-
stimmbar, sondern nur im Rahmen der Wahrscheinlichkeit vorhersagbar.

ÿÿ Die Beeinflussbarkeit, denn jeder Mitarbeiter ist von psychologischen und physi-
schen Einflüssen abhängig, die nur zum Teil zu beeinflussen sind.

ÿÿ Die Zugehörigkeit, denn die Mitarbeiter sind auch Mitglieder verschiedener sozialer 
Gruppierungen, z. B. formeller Gruppen oder informeller Gruppen – siehe S. 258.

Für die Personalwirtschaft wurde eine Vielzahl von Ansätzen, Theorien und Modellen 
im Hinblick auf das Verhalten, die Bedürfnisse, die Zufriedenheit bzw. die Motivation 
der Mitarbeiter entwickelt. Ausgangspunkte personalwirtschaftlicher Ansätze, die bis 
heute auf die Personalwirtschaft wirken, waren in der Vergangenheit u. a.:

ÿÿ Der Scientific-Management-Ansatz, der 1911 von Taylor (1996) entwickelt wurde, 
ist vor allem durch den rationellen Einsatz von Menschen und Maschinen im Pro-
duktionsprozess geprägt. Merkmale des auch als wissenschaftliche Betriebsführung 
bezeichneten Ansatzes sind vor allem:

Materielle  
Anreizsysteme

Merkmale

Strenge  
Arbeitsteilung

Optimierung der 
Arbeitsumgebung

Leistungs- und 
Effizienzdenken

Systematische 
Arbeitszeitstudien

Streben nach  
Produktivität

	� Der Mensch wird bei diesem Ansatz nicht als soziales Wesen betrachtet, sondern 
eher wie eine Maschine behandelt, was zu seiner Entwürdigung führt. Dem stand in 
der Vergangenheit eine deutlich positive Produktivität gegenüber.
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ÿÿ Der Human-Relations-Ansatz, dem Forschungsarbeiten von Mayo, Roethlisberger 
u. a. in den Hawthorne-Werken (1927 - 1932) zugrunde liegen, die sich mit verschie-
denen Experimenten beschäftigten:

Licht­
experiment

Dabei wurden eine Testgruppe und eine Kontrollgruppe gebildet, die in 
ihren Arbeitsbereichen unterschiedlich starker Beleuchtung ausgesetzt 
wurden. Beide Gruppen wiesen trotz unterschiedlicher Beleuchtungs­
stärken etwa gleiche Leistungssteigerungen auf. Als Hauptgrund dafür 
wurde erkannt, dass mit den Betroffenen bei nötigen Änderungen jedes-
mal gesprochen wurde, also Zuwendung erfolgte.

Pausen­
experiment

Hier wurden ähnliche Ergebnisse erzielt. Auch bei diesem Experiment war 
nicht die Zunahme der Pausen für die stetige Leistungssteigerung entschei-
dend, sondern die veränderte soziale Einstellung gegenüber den Arbeitern.

Beobachtungs­
raum- 
experiment

Dabei montierten Arbeiter Schalter für Telefonanlagen. Es wurde ange-
nommen, dass sie so hart wie möglich arbeiten würden, um einen mög-
lichst hohen Stundenlohn zu erreichen. Die Arbeiter produzierten aber 
weit weniger als das, wozu sie physisch in der Lage gewesen wären, denn 
sie folgten einer sozialen Norm, die die Produktionsmenge gruppenin-
tern festlegte.

Zusammenfassend kann in Bezug auf den Human-Relations-Ansatz festgestellt  
werden:

-- Das Leistungsverhalten wird vorrangig durch soziale Normen und nicht durch phy-
siologische Leistungsgrenzen und finanzielle Anreize der Mitarbeiter bestimmt.

-- Als Leistungsursache ist im Wesentlichen die Zufriedenheit anzusehen, die z. B. 
durch günstige Aufstiegsmöglichkeiten, Vorgesetzte, abwechslungs- und inhalts-
reiche Arbeit, Einfluss auf Arbeitsmethoden und Arbeitsgestaltung bewirkt wird.

-- Der Leistungsförderung dienen die Kommunikation zwischen den hierarchischen 
Ebenen, die Information der Mitarbeiter und intensive Personalbetreuung.

-- Bei den Führungsgegebenheiten ist stets zwischen formeller und informeller Füh-
rung zu unterscheiden.

Gegen den Human-Relations-Ansatz gibt es Einwände. So wird festgestellt, dass es 
keinen Automatismus zwischen Zufriedenheit und hoher Leistung gibt. March und 
Simon (1976) gehen z. B. davon aus, dass auch Unzufriedenheit zu hoher Leistung füh-
ren kann. Weiterhin wird vorgebracht, dass die sozialen Bedürfnisse der Mitarbeiter 
zu stark betont werden und ein Ausgleich zwischen betrieblichen und sozialen Zielen 
nicht zwangsläufig gegeben sein muss.

Im Rahmen der Motivationsforschung sind vielfältige Theorien entwickelt worden. 
Dazu zählen folgende Motivationstheorien:

Personalpolitik

XY-Theorie Bedürfnispyramide Zwei-Faktoren-Theorie
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Die genannten Theorien werden den Inhaltstheorien zugerechnet, die sich auf die In-
halte der Motive beziehen, die Menschen mehr oder weniger zur Arbeit motivieren. 
Sie unterscheiden sich von den Prozesstheorien, die nicht auf inhaltlich bestimmte 
Motive eingehen, sondern den Handlungsprozess betrachten und zu erklären versu-
chen, wie das menschliche Verhalten aktiviert, gerichtet und beendet wird und warum 
Menschen bestimmte Wege wählen, um ihre Ziele zu erreichen (Weinert, 2004).

2.1 XY-Theorie

Die XY-Theorie von McGregor (1986) basiert auf unterschiedlichen Menschenbildern. 
Die Theorie X sieht den Menschen negativ, die Theorie Y positiv: 

X-Theorie Y-Theorie

”  �Der Durchschnittsmensch ist träge und 
geht der Arbeit so weit wie möglich aus 
dem Weg.

”  �Mitarbeiter haben nur wenig Ehrgeiz, 
scheuen Verantwortung und möchten 
angeleitet werden.

”  �Mitarbeiter sind durch ein dominantes 
Sicherheitsstreben gekennzeichnet.

”  �Durch Druck und mithilfe von Sanktionen 
muss versucht werden, die Unterneh-
mensziele zu erreichen.

”  �Straffe Führung und häufige Kontrolle 
sind wegen der Trägheit des Menschen 
unerlässlich.

”  �Arbeitsunlust ist nicht von Natur angebo-
ren, sondern Folge schlechter Arbeitsbe-
dingungen.

”  �Mitarbeiter akzeptieren Zielvorgaben. Sie 
besitzen sowohl Selbstdisziplin als auch 
Selbstkontrolle.

”  �Die Mitarbeiterpotenziale sind größer als 
vermutet und damit stärker als erwartet 
nutzbar.

”  �Durch Belohnung und die Möglichkeit 
zur Persönlichkeitsentfaltung werden die 
Unternehmensziele am ehesten erreicht.

”  �Bei günstigen Erfahrungen suchen die 
Mitarbeiter die Verantwortung, wenn sie 
richtig geführt werden.

 � erfordert eher 
autoritären Führungsstil

 � ermöglicht eher 
kooperativen Führungsstil

McGregor (1986) ist davon überzeugt, dass in der Führung von der Theorie Y ausgegan-
gen werden sollte und empfiehlt, die Theorie X aufzugeben. Mitarbeiter, die eher X-ori-
entiert zu sein scheinen, sollen in Richtung Y geführt werden. Vorgesetzte, die ihre Mit-
arbeiter nach der Theorie X beurteilen, machen es sich häufig zu leicht. Andererseits 
werden nicht alle Mitarbeiter von einem kooperativen Führungsstil angesprochen.
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2.2 Bedürfnispyramide

Von Maslow (1994) wurde eine hierarchische Ordnung der menschlichen Bedürfnisse 
aufgestellt, die insbesondere in Pyramidenform bekannt geworden ist:

Mitbestimmung
Kooperative Führung

Aufstiegsmöglichkeiten
Status und Titel

Arbeitsplatzgestaltung
Essen und Trinken

Gruppenzugehörigkeit
Kommunikation

Arbeitsplatzsicherheit
Mindesteinkommen

Beispiele:

Wertschätzungs-
bedürfnisse

Soziale Bedürfnisse

Sicherheitsbedürfnisse

Physiologische Grundbedürfnisse

Defizit-
bedürfnisse

Wachstums-
bedürfnisse

Selbst-
verwirk-

lichungs-
bedürfnisse

Während die oberste Bedürfnisstufe die Wachstumsbedürfnisse umfasst, werden die 
anderen Bedürfnisstufen insgesamt als Defizitbedürfnisse bezeichnet, die folgende 
Merkmale aufweisen:

ÿÿ Die Befriedigung der niedrigeren Defizitbedürfnisse hat eine höhere Priorität als die 
Befriedigung höher angeordneter Defizit- und Wachstumsbedürfnisse.

ÿÿ Eine teilweise Nichterfüllung von Defizitbedürfnissen kann Krankheiten körperlicher 
und/oder seelischer Art hervorrufen.

ÿÿ Mit der vollen Befriedigung eines Defizitbedürfnisses wird es verhaltensunwirksam, 
d. h., dass dieses Bedürfnis nicht mehr bedeutsam ist.

ÿÿ Je mehr Bedürfnisse mit hoher Priorität befriedigt werden, umso größere Bedeutung 
erlangen die Bedürfnisse geringer Priorität.

Wachstumsbedürfnisse sind nach Maslow (1994) nur latente Bedürfnisse, solange die 
Defizitbedürfnisse nicht weitgehend befriedigt sind.

Die Bedürfnispyramide ist sehr bekannt und gilt heute als Basis für viele Motivations-
bemühungen in Unternehmen.
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2.3 Zwei-Faktoren-Theorie

Der Human-Relations-Ansatz geht davon aus, dass die Zufriedenheit und die Unzufrie­
denheit der Mitarbeiter die beiden Extrempunkte sind, die sich durch unterschiedliche 
Ausprägungen gleicher Faktoren ergeben:

Zu
fr

ie
de

nh
ei

t

U
nz

uf
ri

ed
en

he
it

Bezahlung

Aufstiegsmöglichkeiten

Arbeit

Vorgesetzter

gut

günstig

interessant

kooperativ

schlecht

gering

eintönig

autoritär

In einer empirischen Untersuchung – der Pittsburgh-Studie – kommt Herzberg zu dem 
Ergebnis, dass die Arbeitszufriedenheit oder Arbeitsunzufriedenheit zwei unterschied-
liche Dimensionen besitzt:

Zufriedenheit

Nichtzufriedenheit

UnzufriedenheitNichtzufriedenheit

Er führt diesen Tatbestand darauf zurück, dass zwei unterschiedliche Faktoren von Ein-
fluss sind:

ÿÿ Motivatoren als Faktoren, die in direktem Zusammenhang mit der Arbeitsaufgabe 
des Mitarbeiters stehen, z. B. Anerkennung, Aufstieg, Arbeitserledigung, Erfolg

ÿÿ Hygienefaktoren als Faktoren, die in keinem direkten Zusammenhang mit der Ar-
beitsaufgabe stehen, z. B. Entlohnung, Vorgesetztenfähigkeiten, Kollegenbeziehun-
gen, Vorgesetztenverhältnis.
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Herzberg leitet für beide dieser Faktoren verschiedene Wirkungen ab:

ÿÿ Fehlen Hygienefaktoren, so ergibt sich Unzufriedenheit.

ÿÿ Durch das Vorhandensein von Motivatoren kann das Fehlen von Hygienefaktoren 
nur teilweise und unvollständig ausgeglichen werden.

ÿÿ Sind Hygienefaktoren vorhanden, wird das als Selbstverständlichkeit betrachtet. Von 
ihnen geht keine Motivationswirkung aus.

ÿÿ Durch Motivatoren kann bei Vorliegen der Hygienefaktoren eine positive Wirkung 
erreicht werden.

Die Zwei-Faktoren-Theorie ist in der Wissenschaft nicht ohne Kritik, hat jedoch eine 
starke Resonanz in der Praxis gefunden.

Aufgabe 2 > Seite 593

3. Personalpolitik
Die Personalpolitik erfolgt auf der Grundlage der Unternehmenspolitik als strategische 
Ausrichtung des Unternehmens, d. h. sie ist ihr untergeordnet. Unternehmen werden 
dabei durch ihre Ziele als Vorstellungen, was mit der Aufgabenerledigung erreicht wer-
den soll (z. B. Gewinnerzielung oder Bevölkerungsversorgung) sowie ihre Aufgaben als 
Arbeitsaufträge der Unternehmenseigner bestimmt (z. B. als Fertigung und Vertrieb 
von Fernsehgeräten oder als Beratungs- und Dienstleistungen).

Mithilfe der Unternehmenspolitik erfolgt die Festlegung, in welcher Weise die Aufga-
ben erledigt und wie die angestrebten Ziele erreicht werden sollen. In ihrem Rahmen 
müssen fixiert werden:

ÿÿ Teilziele für die einzelnen Unternehmensbereiche, also auch für die Personalwirt-
schaft, und Zwischenziele zur Erreichung der Endziele.

ÿÿ Handlungsarten, die zur Aufgabendurchführung und zur Zielerreichung einzuhalten 
sind, z. B. Strategien, Methoden, Verfahrensarten und Techniken, Taktiken, Maßnah-
men.

ÿÿ Verhaltensnormen, die für die Mitarbeiter gelten. Diese sind für die Personalwirt-
schaft von besonderer Bedeutung.

Die Personalpolitik umfasst alle Grundsätze und Entscheidungen, die sich auf die 
wechselseitigen Beziehungen zwischen Vorgesetzten und Mitarbeitern, zwischen 
Mitarbeitern untereinander und zwischen den Mitarbeitern und ihrer Arbeit beziehen. 

Sie basiert bei ihrer Gestaltung auf den im Rahmen der Unternehmenspolitik vorgege-
benen Rahmenbedingungen, die bezüglich des vom Unternehmen angestrebten „Zu-
kunftsbildes“ umfassen – siehe Olfert/Pischulti (2017):
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Rahmenbedingungen
der Personalpolitik

Unternehmens-
philosophie

Corporate
Identity

Unternehmens-
kultur

Unternehmens-
ethik

ÿÿ Die Unternehmensphilosophie ist die „Weltanschauung“ des Unternehmens, das 
mit ihr ganzheitlich betrachtet wird (Ulrich/Fluri, 2001). Sie dient der Positionierung 
in seinem wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umfeld sowie der Offenlegung 
seiner Zwecke, Werte bzw. Normen, Ziele und Potenziale. Primär wirkt sich die Un-
ternehmensphilosophie auf zwei grundlegende Bereiche aus, die – zusammen mit 
der Corporate Indentity – die Unternehmenskultur schaffen:

Unternehmens­
vision

Sie ist ein mehr oder weniger konkretes Zukunftsbild eines Unter-
nehmens. Sie steht in engem Zusammenhang mit der strategischen 
Ausrichtung des Unternehmens und prägt das Unternehmenskonzept 
maßgeblich, indem sie Aussagen über die künftige Beschaffenheit der 
Realität trifft.

Unternehmens­
leitbild

Es dient dazu, die in der Unternehmensphilosophie verankerten Werte 
und Normvorstellungen des Top Management in Form von Unterneh­
mensgrundsätzen festzuschreiben. Es vermittelt damit den Handlungs-
rahmen und die Handlungsperspektive für die Entscheidungen auf 
allen Führungsebenen.

ÿÿ Die Corporate Identity repräsentiert die Unternehmensidentität, indem sie das 
Selbstverständnis des Unternehmens darstellt. Ziel des Top Management ist die 
Schaffung einer unverwechselbaren Corporate Identity, damit das Unternehmen 
von Mitarbeitern und Öffentlichkeit als Persönlichkeit wahrgenommen wird. Dabei 
stellt die Corporate Identity dar:

Kommunika­
tionskonzept

Es ist zum einen auf das Unternehmen selbst, d. h. auf seine Mitarbei-
ter ausgerichtet, deren „Wir-Gefühl“ bzw. „Wir-Bewusstsein“ gefördert 
wird, aber auch die Umwelt betrifft, indem ein Firmenimage aufgebaut 
wird, z. B. durch die erfolgreiche Vermarktung von Sachgütern bzw. 
Dienstleistungen.

Strategie­
konzept

Dabei handelt es sich um ein Konzept der strategischen Unterneh-
mensführung, das damit maßgeblicher Bestandteil des Führungs-
prozesses ist. Die Corporate Identity trägt dazu bei, dass strategische 
Zielsetzungen in taktische und operative Pläne sowie Maßnahmen 
umgesetzt werden. Das Strategiekonzept bezieht sich auf das Verhal-
ten, das Erscheinungsbild und die Kommunikation des Unternehmens.
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ÿÿ Die Unternehmenskultur ist ein unternehmensbezogenes Wertsystem von Vorstel-
lungen, Orientierungsmustern, Verhaltensnormen, Denk- und Handlungsweisen 
(Carl/Kiesel, 2002). Durch sie wird das Verhalten aller Mitarbeiter eines Unterneh-
mens entscheidend geprägt. Sie kann aber auch dazu beitragen, dass sich ein Unter-
nehmen deutlich von den Wettbewerbern abhebt. Merkmale der Unternehmenskul-
tur können sein:

-- die Hervorhebung unternehmenseinheitlicher Sprachregelungen, z. B. des Begrif-
fes „Mitarbeiter“ anstelle „Untergebener“

-- die Betonung unternehmenstypischer Besonderheiten, z. B. einer traditionsrei-
chen Firmengeschichte bzw. wirkungsvollen Personalentwicklung

-- der Hinweis auf besondere unternehmensstrategische Faktoren, z. B. der Markt-, 
Kunden-, Service- bzw. Qualitätsorientierung des Unternehmens.

ÿÿ Die Unternehmensethik ist die Lehre von denjenigen idealen Werten, die in der 
Marktwirtschaft zu einem Frieden stiftenden Gebrauch der unternehmerischen 
Handlungsfreiheit anleiten sollen, also z. B. nicht vordergründig ausschließlich auf 
Gewinnerzielung ausgerichtet sind.

Unternehmensethisch ist es, bestimmte Ziele bzw. Handlungsweisen anzustreben, 
z. B. Humanität, Ökologie, Verantwortungsbewusstsein und andere Ziele bzw. Hand-
lungsweisen auszuschließen, z. B. Mobbing, Ungleichbehandlung.

Die Ziele der Personalpolitik sind zu sehen in der Steigerung:

ÿÿ der Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter, z. B. durch Personalentwicklung

ÿÿ der Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter, z. B. durch kooperative Führung

ÿÿ der Leistungsmöglichkeit der Mitarbeiter, z. B. durch Arbeitsplatzgestaltung.

Die Entscheidungen, die im Rahmen der Personalpolitik erfolgen, sind sowohl Zielent-
scheidungen als auch Mittelentscheidungen. Nach ihrem Inhalt gibt es:

ÿÿ Grundsatzentscheidungen, die als Leitlinien für Personalstrategien von der Unter-
nehmensleitung formuliert werden und richtungsweisend sind

ÿÿ Einzelentscheidungen, mit denen die Grundsatzentscheidungen durch Vorgesetzte 
in den betrieblichen Bereichen ausgeführt und umgesetzt werden.

Die Personalpolitik ist unter zwei Gesichtspunkten zu betrachten:

Personalpolitik

Festlegung Inhalt
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3.1 Festlegung

Personalpolitische Festlegungen können in unterschiedlicher Weise vorgegeben wer-
den, so z. B. durch:

ÿÿ eine Unternehmenssatzung, in der oftmals bereits die wesentlichen personalpoliti-
schen Grundsätze festgeschrieben werden

ÿÿ Ordnungen, die vielfach personalpolitische Grundsätze enthalten und von den Un-
ternehmen in unterschiedlicher Art herausgegeben werden können, z. B. als Ge-
schäftsordnung, Arbeitsordnung, Betriebsordnung

ÿÿ Anweisungen in schriftlicher Form – insbesondere der Personalabteilung –, die den 
Mitarbeitern personalpolitische Grundsätze vorgeben, z. B. in Form von Arbeitsan-
weisungen, Grundsatzerklärungen oder Organisationsrichtlinien.

Personalpolitische Vorgaben sind nicht bei allen Unternehmen schriftlich festgelegt, 
sondern existieren auch in mündlicher Form, der „Tradition des Unternehmens“ oder 
der „selbstverständlichen Haltung“ einer jeden Führungskraft.

3.2 Inhalt

Personalpolitische Festlegungen sind inhaltlich auf unterschiedliche Bereiche zu be-
ziehen, woraus sich die Grundsätze der Personalpolitik ergeben, z. B. als:

ÿÿ Allgemeine Grundsätze, die für alle Bereiche des Unternehmens gültige Grundsätze 
der Personalpolitik sind. Dazu zählen:

Prinzip der in­
ternen Auf­
stiegsbesetzung

Leitungspositionen werden nur durch bereits im Unternehmen tätige 
Mitarbeiter und nicht durch die Anwerbung externer Fach- und Füh-
rungskräfte besetzt.

Prinzip der 
repräsentativen 
Meinungs­
ermittlung

Durch regelmäßige Meinungsumfragen bei den Mitarbeitern ist ein 
repräsentatives Meinungsbild einzuholen, das bei der Festlegung der 
Unternehmenspolitik auch entsprechende Berücksichtigung finden 
sollte.

Prinzip der 
Mitarbeiter­
beteiligung

Die Mitarbeiter sind am Unternehmen in geeigneter Weise materiell zu 
beteiligen. Das kann z. B. durch die Ausgabe verbilligter Aktien gesche-
hen.

ÿÿ Grundsätze für Vorgesetzte, die z. B. sein können:

Prinzip der  
offenen Tür

Jeder Mitarbeiter hat das Recht, Anliegen und Beschwerden auch bei 
höheren Vorgesetzten persönlich vorzutragen.

Prinzip der 
Mitarbeiter­
beurteilung

Jeder Mitarbeiter hat einen Anspruch auf ein Beurteilungsgespräch 
und Förderungsgespräch im Jahr oder in einem anderen festgelegten 
Zeitrahmen.

Prinzip der 
Mitarbeiter­
förderung

Jeder Vorgesetzte hat seine Mitarbeiter zu fördern, z. B. durch Fortbil-
dungsmaßnahmen, Mitarbeiterveröffentlichungen, Aufstiegsvorschläge.
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ÿÿ Grundsätze für das Personalwesen, zu denen zählen:

Prinzip der 
Behinderten­
bevorzugung

Bei gleichwertigen Bewerbern auf eine vom Unternehmen ausgeschrie-
bene Stelle sind behinderte Bewerber bei der Einstellung zu bevorzu-
gen.

Prinzip der 
Zusammenarbeit

Mit dem Betriebsrat ist eine vertrauensvolle Zusammenarbeit anzustre-
ben, die sich z. B. in umfassender Information und offener Kommunika-
tion zeigt.

Prinzip des 
Qualifizierungs­
angebotes

Den Mitarbeitern sind Fortbildungsveranstaltungen zur allgemeinen 
und betriebsspezifischen Qualifikation anzubieten, die von ihnen ge-
nutzt werden können.

4. Personalabteilung
Die Personalabteilung ist die Organisationseinheit im Unternehmen, die sich mit der 
Gesamtheit der mitarbeiterbezogenen Gestaltungs- und Verwaltungsaufgaben be-
fasst. Sie wird auch als Personalwesen bezeichnet und trägt – zusammen mit den be-
trieblichen Führungskräften – die Personalwirtschaft. Die Personalabteilung wirkt mit 
der Unternehmensleitung und dem Betriebsrat zusammen.

Kennzeichen einer modern ausgerichteten Personalabteilung ist die Kundenorientie­
rung, d. h. sie betrachtet die Führungskräfte und Mitarbeiter des Unternehmens als 
Kunden, denen sie Dienstleistungen erbringt. Die Personalabteilung wirkt als Unter-
stützer, Berater und Moderator für sie. Dabei hat sie Kundennähe, Servicequalität und 
Professionalität zu gewährleisten.

Kundenorientierung der Personalabteilung ist durch Nutzung verschiedener Organisa­
tionskonzepte möglich – siehe S. 55 f.

Der Managementansatz, der eine umfassende Ausrichtung der Personalabteilung auf 
vorhandene und potenzielle Kundenbeziehungen vorsieht, wird als Customer Relati­
onship Management (CRM) bezeichnet. Er fordert, die ausschließliche Funktionsorien-
tierung zu Gunsten einer Prozessorientierung aufzugeben – siehe S. 56 f.

Der Personalabteilung wird i. d. R. auch das Sozialwesen zugerechnet, sofern es als ei-
gene Organisationseinheit im Unternehmen vorhanden ist. Der Grund liegt darin, dass 
die Aufgaben beider Bereiche eng verwoben sind. Es befasst sich mit den betrieblichen 
Sozialleistungen. Eine Trennung beider Bereiche hat sich nicht als sinnvoll erwiesen, da 
die Aufgabenstellungen beider Bereiche eng verwoben sind. 

Die Personalabteilung wird vom Personalleiter geführt, dessen Aufgaben weit über die 
anderer Abteilungsleiter hinausgehen, und an den deshalb vielfältige Anforderungen 
zu stellen sind. Seine Aufgaben umfassen zusätzlich:

ÿÿ die Gestaltung der sozialen Beziehungen, insbesondere in Bezug auf das Betriebs
klima, das Verhältnis zum Betriebsrat und das Mitarbeiterverhalten
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ÿÿ die Einflussnahme auf Sozialleistungen und Sozialeinrichtungen, z. B. auf die Art, 
Größe, Struktur und Ziele der Sozialleistungen sowie die Weiterentwicklung des So-
zialsystems

ÿÿ die Bestimmung der Personalführung, z. B. durch Einflussnahme auf die Führungs-
grundsätze, Führungsschulung, Führungsanweisungen

ÿÿ die Mitsprache in Sonderbereichen, denn der Personalleiter betreut vielfach die Be-
auftragten des Unternehmens für Sonderaufgaben, z. B. als Datenschutzbeauftrag-
ter, Sicherheitsbeauftragter oder Leiter des Vorschlagswesens.

Die Personalabteilung soll unter fünf Gesichtspunkten betrachtet werden:

Personalabteilung

Gliederung HilfsmittelEingliederung Ausrichtung Geschäfts- 
prozesse

Während die Gliederung den Aufbau der Personalabteilung betrifft, zeigt die Eingliede­
rung ihre Stellung bzw. Bedeutung innerhalb des Unternehmens. Beide Gestaltungs
aspekte sind der Aufbauorganisation zuzurechnen. Sie stellt als Gebildeorganisation 
die dauerhaft (d. h. über lange Zeit) wirksame Gestaltung des statischen Beziehungs-
zusammenhanges eines soziotechnischen Systems dar.

Der Geschäftsprozess erfährt seine Gestaltung durch die Prozessorganisation. Sie ist 
die dauerhaft (d. h. über lange Zeit) wirksame Gestaltung des dynamischen Bezie-
hungszusammenhanges eins soziotechnischen Systems – zur Aufbau- und Prozessor-
ganisation siehe ausführlich Olfert (2019). 

4.1 Gliederung

In kleinen Unternehmen werden die personalwirtschaftlichen Aufgaben üblicherwei-
se vom Unternehmer oder vom Verwaltungs- bzw. kaufmännischen Leiter und seinen 
Mitarbeitern ausgeübt. Erst in mittleren Unternehmen gibt es vielfach eine Personal-
abteilung bzw. ein Personalwesen. In großen Unternehmen findet man häufig Perso-
nalbereiche vor, die eine Reihe von Abteilungen umfassen.

Unabhängig von der Unternehmensgröße stellt sich immer die Frage, ob die Entgelt­
rechnung als Lohnrechnung, Gehaltsrechnung bzw. Provisionsrechnung dem Rech-
nungswesen oder in der Personalabteilung zugeordnet wird. Die Gliederung der Per-
sonalabteilung wird dargestellt für:

ÿÿ mittlere Unternehmen

ÿÿ Großunternehmen.



49

A. Grundlagen | 4. Personalabteilung

4.1.1 Mittlere Unternehmen

Die Personalabteilung in mittleren Unternehmen ist oftmals eine Abteilung mit dem 
Personalleiter als Abteilungsleiter. Die Stellen innerhalb der Personalabteilung können 
unterschiedlich gegliedert werden. Es sind zu unterscheiden:

ÿÿ Die mitarbeiterbezogene Organisation, die früher nach Arbeitern, Angestellten und 
gegebenenfalls Auszubildenden unterteilt wurde.

	 Beispiel 

Personalleitung

Arbeiter SozialwesenAngestellte Personal-
entwicklung

	 

Da die Unterschiede zwischen Arbeitern und Angestellten in den letzten Jahren 
insbesondere unter arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten immer geringer geworden 
sind, bietet sich diese Gestaltungsweise heute vielfach nicht mehr an.

ÿÿ Die aufgabenbezogene Organisation, die sich wegen deutlich erweiterter und kom-
plexerer personalwirtschaftlicher Aufgaben empfehlen kann.

	 Beispiel 

Personalleitung

Personal-
beschaffung

SozialwesenPersonal-
verwaltung

Personal-
entwicklung

Lohn-/Gehalts-
rechnung

    

Mit der Bildung aufgabenbezogener bzw. funktionaler Spezialbereiche wurden in 
der Vergangenheit die Aufgabenstellungen eng abgegrenzt sowie sehr rationell und 
fachlich qualifiziert abgewickelt. Die Arbeitnehmer hatten bei unterschiedlichen 
Problemstellungen aber immer wieder andere Ansprechpartner, was einer guten 
persönlichen Mitarbeiterbetreuung nicht förderlich war.
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Aus dieser Problematik heraus ist es vielfach wieder zu einer Rückentwicklung der 
Spezialisierung gekommen. Personalreferenten werden für bestimmte Mitarbeiter-
gruppen oder Unternehmensbereiche eingesetzt, deren Aufgabe die Mitarbeiterbe-
treuung „aus einer Hand“ ist.

	 Beispiel 

Personalleitung

Personal-
referent
Bereich I

Lohn-/Gehalts-
entwicklung

Personal-
referent

Bereich II

Personal-
referent

Bereich III

Personal-
entwicklung

  

Wie zu sehen ist, bietet es sich auch beim Personalreferentenkonzept gegebenen-
falls an, einzelne Aufgabenstellungen zu zentralisieren.

4.1.2 Großunternehmen

Sind Großunternehmen in den Organisationsformen der Divisionalorganisation, Ma-
trixorganisation oder Tensororganisation gegliedert, besitzen die verschiedenen Un-
ternehmens- oder Geschäftsbereiche üblicherweise jeweils eigenverantwortliche 
Personalabteilungen, die i. d. R. so aufgebaut sind, wie dies für mittlere Unternehmen 
beschrieben wurde.

Wird in Großunternehmen mit einem Bereich „Personalwesen“ gearbeitet, ist dieser 
Bereich oftmals gekennzeichnet durch:

ÿÿ größere Zahl von Personalstellen

ÿÿ mehrere hierarchische Ebenen im Personalbereich

ÿÿ zunehmende Spezialisierung des Personalwesens.
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Ein solcher Personalbereich kann z. B. die folgende Gliederung ausweisen:

Personalleitung

Personal-
planung

Entgelt-
rechnung

Personal-
beschaffung

Personal-
verwaltung

Personal-
entwicklung

Sozial-
wesen

Grund-
lagen-

planung

Lohn-
rech-
nung

Arbeiter Daten-
verwal-

tung

Ausbil-
dung

Betriebs-
kranken-

kasse

Bedarfs-
planung

Gehalts-
rech-
nung

Ange-
stellte

Person-
al-

arbeit

Fortbil-
dung

Kantine

Einsatz-
planung

Provisi-
onsrech-

nung

Auszu-
bildende

Personal-
beurtei-

lung

Umschu-
lung

Werks-
bücherei

Grundsatzfragen Rechtsfragen

4.2 Eingliederung

Die Eingliederung der Personalabteilung innerhalb des Unternehmens bestimmt:

ÿÿ die hierarchische Stellung dieses Bereichs, z. B. als Stelle, Abteilung, Hauptabteilung, 
Geschäftsleitungsbereich

ÿÿ die Zuordnung zu einer Funktion des Unternehmens, z. B. als Verwaltung, kaufmän-
nische Leitung oder funktionslose Unterstellung unter den Vorsitzenden der Ge-
schäftsleitung

ÿÿ die Bedeutung dieses Bereichs im Gefüge des Unternehmens, z. B. als Aufgabenab-
wickler, Geschäftsleitungsberater oder Alleinentscheider

ÿÿ die Stellung und den Einfluss des Personalleiters, der z. B. Abteilungsleiter, Prokurist 
oder Geschäftsleitungsmitglied sein kann.

Da es in Kleinunternehmen i. d. R. keine eigenständige Stelle als Personalabteilung 
gibt, stellt sich hier nur die Frage, welcher Stelle die personalwirtschaftlichen Aufga-
ben zusätzlich zu übertragen sind. Somit wird die Eingliederung der Personalabteilung 
betrachtet für:

ÿÿ mittlere Unternehmen

ÿÿ Großunternehmen.
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4.2.1 Mittlere Unternehmen

In mittleren Unternehmen wird die Personalabteilung nur ausnahmsweise ein in der 
Unternehmensleitung vertretener Funktionsbereich sein. Meist ist sie der kaufmänni-
schen Leitung unterstellt, wie folgender Organisationsplan zeigt:

Beispiel 

Vorsitzer

Perso-
nalab-
teilung

Ferti-
gung

Rech-
nungs-
wesen

Vertrieb Kon-
struk-
tion

Mon-
tage

Technische
Leitung

Kaufmännische
Leitung

Die Aufgabe der Personalabteilung kann jedoch so angereichert werden, dass es als 
angemessen erweist, dafür ebenfalls einen Leitungsbereich einzurichten.

Beispiel 

Vorsitzer

Personal-
abteilung

Rechnungs-
wesen

Organisation
und EDV

TechnikPersonal- und
Rechnungswesen

Marketing
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4.2.2 Großunternehmen

In Großunternehmen sollte der Personalbereich im Vorstand oder einem entsprechen-
den Geschäftsführungsorgan vertreten sein.

Beispiel 

Vorsitzender

Personal-
(und Sozial-)

wesen

VerwaltungForschung und
Entwicklung

Fertigung Marketing

In Montanunternehmen mit mehr als 1.000 Arbeitnehmern ist gemäß dem Montan-
mitbestimmungsgesetz ein Arbeitsdirektor im Vorstand vorgeschrieben. Außerhalb 
von Montanunternehmen ist ein Arbeitsdirektor in Aktiengesellschaften und Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung mit regelmäßig mehr als 2.000 Arbeitnehmern zu 
bestellen (§§ 1 Abs. 1, 33 MitbestG). Seine wesentlichen Tätigkeitsgebiete liegen in 
folgenden Bereichen:

Arbeitssicherheit

Tätigkeitsmerkmale des Arbeitsdirektors

Betriebsärztlicher DienstArbeitsgestaltung

Personalwesen Ausbildung/FortbildungSozialwesen

Die mitunter vorgeschlagene Zuordnung des Personalwesens als Stabstelle zum Vor-
sitzenden eines Großunternehmens empfiehlt sich aus folgenden Gründen nicht:

ÿÿ Die überwiegenden Aufgaben des Personalwesens sind keine Stabs-, sondern Lini-
enaufgaben.

ÿÿ Umfassende Bereiche wie das Personalwesen in einem Großunternehmen besitzen 
nicht den Charakter einer Stabstelle.

Das Personalwesen sollte auf alle Fälle hierarchisch auf höchstmöglicher Ebene ste-
hen. Es ist der Aufgabe der Personalwirtschaft nicht angemessen, sie organisatorisch 
lediglich auf Abteilungsebene anzusiedeln.

Sind Großunternehmen in den Organisationsformen der Divisionalorganisation, Ma-
trixorganisation oder Tensororganisation aufgebaut, besitzen die verschiedenen Un-
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ternehmens- oder Geschäftsbereiche eigenständige Personalabteilungen. So kann der 
Organisationsplan bei einer Divisionalorganisation wie folgt aussehen:

Beispiel 

Geschäftsleitung

Geschäftsbereich
A

Geschäftsbereich
C

Geschäftsbereich
B

Personalwesen PersonalwesenPersonalwesen

Verwaltung

Fertigung Fertigung Fertigung

Verwaltung

Vertrieb Vertrieb Vertrieb

Verwaltung

Bei der Matrix- und der Tensororganisation kommt eine Zentralabteilung „Personal“ 
hinzu, deren Aufgaben die Personalpolitik, die Sozialpolitik und die Koordination der 
Personalabteilungen ist. Ihr kann gegenüber den Personalabteilungen der Geschäfts-
bereiche ein Anweisungsrecht für Grundsatzfragen eingeräumt werden. Oft wird ihr 
aber nur die Stellung eines „primus inter pares“ zugebilligt, was bedeutet, dass Grund-
satzfragen nur gemeinsam zu entscheiden sind.

Beispiel 

Geschäftsleitung

Geschäftsbereich
A

Geschäftsbereich
C

Geschäftsbereich
B

Personalwesen PersonalwesenPersonalwesen
Zentral-

abteilung
Personal

Aufgabe 3 > Seite 594
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4.3 Ausrichtung

Die Anforderungen an die Personalabteilung sind in den vergangenen Jahren ständig 
gestiegen, was sich künftig weiter fortsetzen wird. Um die Leistungsfähigkeit der Per-
sonalabteilung bedeutungsgerecht zu fundieren und zu verbessern, wurden verschie-
dene Organisationskonzepte entwickelt.

Ihr wesentliches Ziel ist die Kundenorientierung, die sich darin zeigt, dass die Personal-
abteilung allen Kunden die von ihnen erwarteten Leistungen bestmöglich und effizi-
ent anbietet. Verbreitete Organisationskonzepte sind:

ÿÿ Das Cost-Center, bei dem die Personalabteilung im Auftrag der Geschäftsführung 
definierte Leistungen und Aufgaben im Rahmen eines festgelegten Kostenbudgets 
zu erbringen hat. Voraussetzung hierfür ist, dass die Kosten der Dienstleistungen, 
die für die internen Kunden in Rechnung gestellt werden, von Anfang an festgelegt 
werden. Die Budgets werden dann über die interne Gemeinkostenumlage finanziert 
(Wunderer/Dick, 2007).

ÿÿ Das Service-Center, bei dem die Personalabteilung als Servicegeber eine organisato-
risch abgegrenzte Einheit ist, der eindeutig definierte Aufgaben zugewiesen werden. 
Servicenehmer können alle Mitarbeiter, alle Bereiche und eine große Anzahl interner 
und externer Einzelpersonen oder organisierter Personengruppen sein.

Ziel des Service-Centers ist es, den Servicenehmern kostendeckend über interne, 
verursachungsgerechte und kostenorientierte Transferpreise auf Basis der Selbst-
kostenpreise interne, marktfähige Dienstleistungen anzubieten (Bühner, 2004; 
Oechsler, 2018). Alternativ dazu besteht für die Servicenehmer auch die Möglichkeit, 
einzelne Leistungen am externen Markt zu beziehen.

Daher bietet sich eine Personalabteilung als Service-Center nur dort an, wo stark 
standardisierte Personalleistungen erstellt und Größenvorteile genutzt werden 
können, um kostendeckend zu arbeiten (Scholz, 2013), z. B. bei der Fortbildung.

ÿÿ Das Profit-Center, bei dem die Personalabteilung als rechtlich unselbstständiger 
oder ausgegliederter, rechtlich selbstständiger Bereich gestaltet sein kann (Acker-
mann, 2001; Bühner, 2010). Sein Grundgedanke besteht darin, dass die Leitung der 
Personalabteilung nicht nur wie schon bisher Kostenverantwortung übernimmt, 
sondern zusätzlich auch Ertragsverantwortung.

Es werden marktfähige Dienstleistungen bereitgestellt, die von internen bzw. exter-
nen Kunden nachgefragt und gegen Zahlung kosten- oder marktorientierter Verrech­
nungspreise genutzt werden können (Jung, 2008). Da interne Kunden die Leistungen 
auch extern beschaffen dürfen, ist wesentliches Ziel jedes Profit-Centers, marktge-
rechte Leistungen, die sich an den Wünschen der Kunden orientieren, wirtschaftlich 
und effizient zu erstellen, um Absatzchancen zu haben, z. B. bei Fortbildungen.

ÿÿ Das Wertschöpfungs-Center, das eine Kombination aus Cost-Center und Profit-Cen-
ter darstellt und als eine strategische Geschäftseinheit verstanden werden kann. Es 
dient dazu, als Unternehmen im Unternehmen eigenständig und selbstverantwort-
lich kostenbewusste und kundenorientierte Personaldienstleistungen bereitzustel-
len (Berthel/Becker, 2017).
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Die Personalabteilung verkauft wirtschaftlich autonom ihre Personaldienstleistun-
gen an andere Unternehmensfunktionen. Sie kann somit Aufwendungen und Erträ-
ge sowie den tatsächlichen Gewinn pro Personaldienstleistung feststellen. Die Per-
sonaldienstleistungen werden damit am Wertschöpfungsgedanken ausgerichtet, 
ihr Beitrag zur Steigerung der Unternehmensleistung offen gelegt.

Aufgabe 4 > Seite 595

4.4 Geschäftsprozesse

Als Prozess wird eine Kette zwangsläufig aufeinander aufbauender Vorgänge bezeich-
net, die einen definierten Beginn, definierte Elemente und ein definiertes Ende auf-
weisen. Die Geschäftsprozesse bilden zusammenhängende, abgeschlossene Folgen 
von Tätigkeiten zur Erfüllung betrieblicher – hier personalwirtschaftlicher – Aufgaben.

Von den Geschäftsprozessen können die Führungsprozesse unterschieden werden. Sie 
beinhalten die zeitlichen Abläufe der zweckgerichteten Beeinflussung des Unterneh-
mens bzw. seiner Mitarbeiter durch Führungskräfte, z. B. als Prozesse auf den einzel-
nen Führungsebenen oder als Planungsprozesse.

Geschäftsprozesse der Personalwirtschaft stellen – gesamtbetrieblich gesehen – Un­
terstützungsprozesse dar, die dazu geeignet sind, die mit der Leistungserstellung und 
Leistungsverwertung des Unternehmens als Kernprozesse unmittelbar verbundenen 
Prozesse zu flankieren. Sie können sich grundsätzlich beziehen auf:

ÿÿ Einzelne Aufgaben(bereiche) der Personalabteilung, z. B. im Rahmen der Beschaf-
fung, der Auswahl, des Einsatzes, der Versetzung bzw. der Kündigung der Mitarbeiter 
oder bei der Mitarbeiterverwaltung.
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ÿÿ Die gesamte Personalabteilung mit allen von ihr zu leistenden Aufgaben. Der Ge-
schäftsprozess weist z. B. folgende Grundstruktur auf:

Personalcontrolling

Personalbeschaffung

Personalplanung

Personalfreistellung

Personalwirtschafts- 
kontrolle

Personaleinsatz

Plandaten

”	 Stellenanzeigen

”	 Bewerbungen

”	 �Vorstellungs- 
gespräche

”	 �Einstellungsent- 
scheidung

”	 Personalzugang

”	 Personalleistung

”	 Personalabgang

Kündigung, z. B. 
aus dringenden 

betrieblichen 
Erfordernissen

Arbeits-
markt

Arbeits-
markt

EDV
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Vorgänge dieses personalwirtschaftlichen Geschäftsprozesses sind:

1 	 Die Personalplanung erhält Plandaten vom Personalcontrolling.

2 	 Ist die geplante Stellenzahl kleiner als der Personalbestand: Personalfreistellung.

3 	 �Ist die geplante Stellenzahl größer als der Personalbestand: Personalbeschaf-
fung.

4 	 Nach der Personalbeschaffung erfolgt der Personaleinsatz.

5 	 �Die Mitarbeiter werden, z. B. in der Zugangs-, Leistungs- und Abgangsphase be-
urteilt.

6 	 Die Personalentwicklung erfolgt ebenfalls erst während des Personaleinsatzes.

7 	� Die Entlohnung beginnt mit dem Zugang und endet mit dem Abgang des Mit
arbeiters.
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8 	 Die Personalbetreuung umfasst z. B. die Betreuung durch einen Werksarzt.

9 	 �Es werden Personalakten geführt und in das Personalinformationssystem über-
nommen.

10 	 Die Personalwirtschaftskontrolle achtet darauf, dass Prozesse effizient ablaufen.

Mithilfe der prozessbezogenen Organisation innerhalb der Personalabteilung sollen 
die Prozesszeiten verkürzt, die Prozessqualität verbessert und die Prozesskosten redu-
ziert werden. Ihre Gestaltungsgrundsätze sind u. a. (Krause/Krause, 2007):

ÿÿ ganzheitliche Prozessgestaltung

ÿÿ eindeutig definierte Schnittstellen

ÿÿ kundenorientierte Ausrichtung

ÿÿ wertschöpfungsorientierte Betrachtungsweise

ÿÿ Ausschöpfung der Verbesserungspotenziale.

Die Prozessgestaltung sollte sich vorrangig auf Prozesse mit hoher Wertschöpfung be-
ziehen und anstreben, Prozesse ohne oder mit geringer Wertschöpfung so gering wie 
möglich zu halten.

4.5 Hilfsmittel

Es gibt eine Vielzahl von organisatorischen Hilfsmitteln, derer sich die Personalabtei-
lung bedient. Dazu zählen insbesondere:

Hilfsmittel der
Personalabteilung

Stellenplan 
 
 

S. 97 f.

Stellen
besetzungs-

plan  
S. 98

Stellenbes-
chreibung 

  
S. 107

Anforde
rungsprofil  

 
S. 108

Fähigkeits-
profil  

 
S. 110

Nachfolge-
plan  

 
S. 119

Laufbahn-
plan  

 
S. 490 f.

Personal- 
kartei/ 
-datei  

S. 557 ff.

Personal-
handbuch  

 
S. 560 f.

Personalakte  
 
 

S. 554 ff.

Sie werden auf den angegebenen Seiten näher beschrieben.
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5. Personalcontrolling
Das Personalcontrolling verbindet den Prozess der Planung, Kontrolle und Steuerung 
mit der Informationsversorgung. Seine zentrale Aufgabe besteht darin, die Personalver-
antwortlichen darin zu unterstützen, dass die personellen Maßnahmen in allen perso-
nalwirtschaftlichen Teilbereichen einen positiven Beitrag sowohl zu den personalwirt-
schaftlichen als auch zu den Unternehmenszielen bewirken.

Mithilfe des Personalcontrolling wird eine vorausschauende, unternehmerische und 
professionelle, auf die Unternehmensstrategie und zukünftige Herausforderungen 
ausgerichtete Personalarbeit ermöglicht. Es zwingt zu klaren Definitionen der Ziele 
und sensibilisiert in Bezug auf die Kosten und Risiken, die mit dem Personal verbunden 
sind. Vielfach werden unterschieden:

ÿÿ Das operative Personalcontrolling, das der Unterstützung wiederkehrender Arbeits-
gänge und Aufgaben des Tagesgeschäftes dient und von den Führungskräften aus-
geht, und das strategische Personalcontrolling, das vor allem der Überprüfung der Per-
sonalstrategie sowie der Umsetzung dieser Strategie in Ziele und daraus ableitbaren 
Maßnahmen dient und eher durch die Personal-oder Unternehmensleitung erfolgt.

Häufig wird die Auffassung vertreten, dass das operative Personalcontrolling einen 
Zeithorizont von (ggf. bis zu) einem Jahr umfasst und das strategische Personalcon
trolling entsprechend auf einen größeren Zeitraum gerichtet ist.

In der Praxis wird mitunter auch zwischen strategischem Controlling (langfristig, 
auf die obere Führungsebene bezogen), taktischem Controlling (mittelfristig, betrifft 
die mittlere Führungsebene) und operativem Controlling (kurzfristig, auf die untere 
Führungsebene gerichtet) unterschieden.

ÿÿ Das quantitativ und qualitativ ausgerichtete Personalcontrolling, die sich durch Da­
ten unterschiedlicher Messbarkeit unterscheiden:

Quantitatives 
Personalcontrolling

Es arbeitet mit unmittelbar messbaren Mengen und Werten, z. B. 
aus dem Personalrechnungs- oder Personalberichtswesen. Dieses 
Personalcontrolling bezieht sich insbesondere auf die Kosten im Per-
sonalbereich und dient z. B. der (Bröckermann, 2016):

ÿÿ Analyse der Arbeitsproduktivität

ÿÿ Untersuchung der Wertschöpfung

ÿÿ Beurteilung kostenwirksamer Aktivitäten

ÿÿ Optimierung der Personalkapazität

ÿÿ Analyse der Entgeltsysteme

ÿÿ Steuerung der Personalentwicklung

ÿÿ Optimierung der Personalbetreuung.
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Qualitatives 
Personalcontrolling

Dabei geht es um alle personalwirtschaftlichen Bereiche bzw. Aktivi-
täten, die nicht unmittelbar messbar sind, z. B. die:

ÿÿ Wirkung von Personalentwicklungmaßnahmen

ÿÿ Analyse von Krankheitsquoten

ÿÿ Untersuchung der Fluktuation

ÿÿ Analyse von Motivation/Identifikation

ÿÿ Untersuchung der Führungsgegebenheiten.

ÿÿ Das faktororientierte oder prozessorientierte Personalcontrolling, die unterschied
liche Optimierungsansätze aufzuweisen:

Faktororientiertes 
Personalcontrolling

Es versucht, den Einsatz des Faktors Personal zu optimieren. Dabei 
stehen unternehmensweite Betrachtungen und Analysen zur 
Steuerung des Personals im Vordergrund. So wird z. B. untersucht, 
welche Anzahl an Mitarbeitern welche Leistungen erzielen konnte 
und wie viel an Mehrarbeitszeit aufgewendet wurde.

Prozessorientiertes 
Personalcontrolling

Bei ihm geht es um die Optimierung der Personalarbeit. Somit liegt 
ein Schwerpunkt der Betrachtungen auf allen Controllingaktivitäten 
des Personalbereichs und den personalwirtschaftlichen Prozessen. 
Im Mittelpunkt stehen die Kundenorientierung des Personalbe-
reichs und die Prozessoptimierung (DGFP, 2001).

Bezüglich des Personalcontrolling sollen behandelt werden:

Personalcontrolling

Ebenen Aufgaben Personal-Portofolio

5.1 Ebenen

Im Unternehmen gibt es unterschiedliche Adressaten, denen das Personalcontrolling 
die erforderlichen Informationen liefert. Sie haben verschiedene Ansprüche und Er-
wartungen an die Daten. Aus diesem Grunde werden drei Ebenen des Personalcon
trolling unterschieden (Wunderer/Jaritz, 2007; Hilb, 2007):
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Zielerreichung
Zielvorgabe

Effektive Kosten
minimale (Standard-)Kosten

Kosten-
controlling

Budgeteinhaltung im
Personalmanagement

Effizienz-
controlling

Effizienter Ressourceneinsatz
des Personalmanagement

Effektivitäts-
controlling

Erfolgsbeitrag des
Personalmanagement

Output
Input

Mithilfe des Effektivitätscontrolling wird die Zweckmäßigkeit personalwirtschaftli-
cher Aktivitäten hinterfragt und somit ein Erfolgsbeitrag der Personalarbeit zum Un-
ternehmenserfolg aufgezeigt. Sein Ziel ist darin zu sehen, die Personalfunktionen zur 
langfristigen Sicherung des Humanpotenzials bedarfsgerecht zu gestalten. Es wird 
auch Erfolgscontrolling genannt.

ÿÿ Das Effizienzcontrolling bezieht sich auf die personalwirtschaftlichen Prozesse, die 
auf ihre Produktivität hin untersucht werden, was durch einen Vergleich von tatsäch-
lichem und geplantem Ressourceneinsatz erfolgt. Seine Durchführung wird dadurch 
erschwert, dass die Prozesse vielfach schwer eindeutig abgrenzbar sind. Es wird auch 
als Wirtschaftlichkeitscontrolling bezeichnet.

ÿÿ Beim Kostencontrolling handelt es sich um die periodische Planung und Kontrolle 
der Personalkosten und der Kosten der Personalabteilung. Mit ihm wird das Ziel ver-
folgt, die Einhaltung von Budgetvorgaben zu überprüfen. Mitunter wird es auch kal­
kulatorisches Controlling genannt.

5.2 Aufgaben

Dem Personalcontrolling obliegen – wie eingangs begrifflich bereits festgestellt wur-
de – vier Aufgaben, die auch als Phasen des Personalcontrolling angesehen werden 
können:

Personal
planung

Personal
kontrolle

Informations-
versorgung Steuerung



62

A. Grundlagen | 5. Personalcontrolling

ÿÿ Die Personalplanung ist die gedankliche Vorwegnahme des zukünftigen Personalge-
schehens im Unternehmen. Sie dient dazu, den Produktionsfaktor „Arbeit“ andau-
ernd zu wirtschaftlichen Bedingungen zu sichern, den optimalen Einsatz der Mitar-
beiter zu gewähren und bestmögliche Arbeitsbedingungen zu schaffen.

Die Bedeutung der Personalplanung hat in den vergangenen Jahren zugenommen, 
da sie ein wesentlicher Bestandteil der Unternehmensplanung geworden ist, mit 
dem z. B. Fehlentwicklungen vermieden, Unsicherheit verringert und Konflikte aus-
geschlossen oder begrenzt werden können.

Die Personalplanung überführt die Ziele des Personalwesens und die festgelegte Per-
sonalpolitik in Maßnahmen. Sie trägt damit zur Erreichung der Unternehmensziele bei. 
Als gegenstandsbezogene Planung kann sie sein, wie ausführlich in >> Kapitel B. be-
schrieben:

Personal
bestands
planung

Personalbe-
darfsplanung

Personaleinsatz-
planung

Personal
beschaffungs

planung

Personal
freistellungs

planung

Personal
entwicklungs

planung

Personalkosten
planung

Personalplanung

ÿÿ Die Personalkontrolle schließt sich der Planung und der darauf folgenden Durchfüh-
rung bzw. Gestaltung personalwirtschaftlicher Maßnahmen an. Mit ihr können die 
Wirksamkeit personalwirtschaftlicher Maßnahmen, die Ursachen für Veränderun-
gen sowie der Zielerreichungsgrad einzelner Bereiche festgestellt und daraus not-
wendige Handlungsanweisungen zur Verbesserung der aktuellen Situation abgelei-
tet werden (RKW, 1996).

Als Maßnahmen der Personalkontrolle sind zu unterscheiden:

Überwachung Sie ist eher vergangenheitsorient. Es werden die Ist-Werte ermittelt und 
sich ggf. ergebende Differenzen zu den in Zielen oder Plänen festgeleg-
ten Soll-Werten festgestellt.

Untersuchung Sie ist vergangenheits- und zukunftsorientiert. Mit ihr werden die Soll-
Ist-Abweichungen der Vergangenheit einer Analyse unterzogen, wodurch 
zukünftige Vorgabevisionen oder Steuerungsmaßnahmen möglich 
werden.

Die Personalkontrolle kann auf verschiedenen Ebenen des Unternehmens erfolgen, 
d. h. sie ist unternehmensorientiert, bereichsorientiert, gruppenorientiert oder in 
Bezug auf den einzelnen Mitarbeiter möglich. Wichtig erscheint, dass ihre Durch-
führung dem Humanitätsprinzip gerecht wird.
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ÿÿ Die Informationsversorgung ist die Weitergabe bzw. Mitteilung von Daten. Sie stellt 
die notwendige Grundlage für das Personalcontrolling dar und umfasst als Maß­
nahmen:

Bedarfs­
ermittlung

Mit ihr ist festzustellen, wer Informationen in welchem Umfang, zu 
welcher Zeit, an welchem Ort und in welcher Qualität benötigt. Dabei 
ist darauf zu achten, dass sich Kosten und Nutzen der Bedarfsermittlung 
entsprechen.

Dabei gibt es Berichtsinformationen, die periodisch vorgelegt werden, 
einen definierten Umfang aufweisen und auf Ist-Werten basieren, und 
Steuerungsinformationen, die bei Abweichungen gegeben werden und 
sich nur auf kritische Daten auf der Grundlage von Soll- und Ist-Werten 
beziehen.

Informations­
beschaffung

Bei ihr kann auf vorhandene Daten zurückgegriffen werden, z. B. der 
Lohn- und Gehaltsabrechnung oder Daten sind – gegebenenfalls kosten-
aufwändig – zu beschaffen. Unerlässlich ist die Aktualität der Daten.

Informations­
aufbereitung

Sie dient dazu, die beschafften Daten inhaltlich zu verdichten, zu ver-
knüpfen bzw. zu spezifizieren. Dabei ist zu beachten, dass jeder Adressat 
andere Daten benötigt, die ihm empfängergerecht aufzubereiten sind.

Informations­
übermittlung

Sie wird mithilfe des Personalberichtswesens als formalem Instrument 
oder durch informelle Kommunikation den jeweiligen Adressaten er-
reicht. Das sollte zeitnah und zielgerichtet erfolgen.

Die geeignete Informationsversorgung ist unerlässlich, um die Steuerung der Perso-
nalprozesse vorzunehmen, die nach Möglichkeit kein Reagieren sein sollte, sondern 
ein Agieren auf der Basis von Frühwarnindikatoren. Damit können Fehlentwicklun-
gen bereits erkannt und vermieden werden, bevor größere Schäden entstehen.

ÿÿ Die Steuerung des Personalgeschehens erfolgt auf der Basis der Kontrollergebnisse, 
z. B. als Verringerung der Fehlzeiten oder der Fluktuation bzw. als Verbesserung der 
Produktivität. Sie kann durchgeführt werden als:

Vorsteuerung Bei ihr geschieht die Steuerung vor dem Eintritt von Störungen zukunfts-
bezogen und inputorientiert aufgrund von Frühwarnindikatoren, z. B. 
durch vorbeugende Maßnahmen der Personalentwicklung.

Nach­
steuerung

Dabei wird vergangenheitsbezogen gesteuert, d. h. nach Eintritt einer Stö-
rung und outputorientiert, z. B. durch Maßnahmen der Personalentwick-
lung als Konsequenz aus einem als fehlerhaft erkannten Arbeitsverhalten.

Nach Möglichkeit sollte der Vorsteuerung gegenüber der Nachsteuerung der Vorzug 
gegeben werden, um Probleme frühzeitig abzuwenden bzw. zu minimieren.
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5.3 Personal-Portfolio

Im Rahmen des strategischen Personalcontrolling werden Personal-Portfolios einge-
setzt, die auch Human-Resource-Portfolios genannt werden. Sie sind als Ist-Portfolio 
und als Ziel-Portfolio erstellbar. Ihr Vergleich legt Abweichungen offen und bewirkt die 
Einleitung geeigneter Maßnahmen. Odiorne (1984) schlägt z. B. folgendes Personal-
Portfolio vor:

hoch

niedrig hoch

Entwicklungs­
potenzial

Leistungs- 
verhalten

niedrig

Arbeitstiere Stars

Leistungs-
schwache Problemfälle

Daraus können als personalbezogene Schlüsse gezogen werden (Bühner, 2010):

ÿÿ Leistungsschwache Mitarbeiter müssen voraussichtlich auf unbedeutendere Stellen 
versetzt werden oder es wird eine Trennung von ihnen erforderlich, z. B. als Kündi-
gung oder Outplacement. Sie werden auch als Problemfälle bezeichnet.

ÿÿ Arbeitstiere benötigen individuelle Führung, um nicht in den leistungsschwachen 
Bereich abzusinken. Es wird hier auch von Fachkräften gesprochen, bei denen sich 
z. B. Job Engagement- oder Spezialisierungsmaßnahmen anbieten.

ÿÿ Problemfälle müssen zur Verbesserung ihres Leistungsverhaltens angehalten wer-
den. Dabei kann es sich um Nachwuchskräfte handeln, für die sich z. B. Job Rotation 
oder Fachschulungen als geeignet erweisen.

ÿÿ Stars sind besonders zu fördern, z. B. mittels Job Enrichement, Fortbildungsmaßnah-
men, Beförderung. Sie stellen die herausragenden Leistungs- und Potenzialträger 
dar und werden Spitzenkräfte genannt.

Das Personal-Portfolio unterstützt das Personalcontrolling vor allem in der Planungs-
funktion und der Vorsteuerungsfunktion. Es lässt eine rechtzeitige Identifikation von 
Stärken und Schwächen in der Mitarbeiterstruktur sowie die Aufdeckung von Chancen 
und Gefahren zu, die durch das Personal bewirkt werden.
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6. Arbeitsrecht
Das für die Personalwirtschaft zuständige Recht ist das Arbeitsrecht. Es betrifft die Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber und stellt die Gesamtheit der Normen dar, die die Bezie-
hungen der an einem abhängigen Arbeitsverhältnis beteiligten Personen regelt, z. B. 
Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge, Betriebsvereinbarungen. Zu unterscheiden sind: 

Arbeitsrecht

Individuelles
Arbeitsrecht

Betrieb/
Unternehmen

Kollektives
Arbeitsrecht

Das Sozialrecht bildet die Ergänzung des Arbeitsrechts.

6.1 Individuelles Arbeitsrecht

Das individuelle Arbeitsrecht regelt die Einzelbeziehungen zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern. Es wird auf das Arbeitsverhältnis angewandt, im Rahmen dessen 
sich ein Arbeitnehmer verpflichtet, seine Arbeitskraft gegen Entgelt einem Arbeitge-
ber weisungsgebunden zur Verfügung zu stellen. 

Als Bereiche des individuellen Arbeitsrechts sollen unterschieden werden:

ÿÿ Arbeitsvertragsrecht

ÿÿ Arbeitsschutzrecht.

Daneben ist das Recht der Arbeitsgerichtsbarkeit für das individuelle Arbeitsrecht be-
deutsam.

6.1.1 Arbeitsvertragsrecht

Der Arbeitsvertrag ist im rechtlichen Sinn ein Unterfall des Dienstvertrages. Für ihn 
sind mehrere Gesetze maßgeblich:

ÿÿ das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB), das von grundlegender Bedeutung ist und in den 
§§ 611- 630 die Vorschriften des Dienstvertrages enthält

ÿÿ das Handelsgesetzbuch (HGB), das in den §§ 59 ff. das Arbeitsvertragsrecht für 
Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge ausweist

ÿÿ die Gewerbeordnung (GewO), die die Stellung der gewerblichen Arbeiter im Titel VII 
regelt.
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Der Arbeitsvertrag wird zwischen zwei Parteien geschlossen. Das sind:

ÿÿ Der Arbeitgeber, der eine natürliche oder eine juristische Person sein kann, aber auch 
ein nicht rechtsfähiger Personenverband wie die GdbR, OHG und KG. Er beschäftigt 
mindestens einen Arbeitnehmer. Er ist zum einen Vertragspartner des Arbeitneh-
mers (AN), zum anderen Organ der Betriebsverfassung und kann Unternehmer sein, 
muss es aber nicht und umgekehrt. Dem Arbeitgeber obliegen:

Rechte ÿÿ Organisation des Arbeitsablaufs

ÿÿ Erteilung von Weisungen an Arbeitnehmer (Direktionsrecht)

Pflichten ÿÿ Lohnzahlungspflicht als Hauptpflicht (§ 611 BGB)

ÿÿ Fürsorgepflicht (Wahrung schutzwürdiger AN-Interessen)

ÿÿ Beschäftigungspflicht des eingestellten Arbeitnehmers

ÿÿ Gleichbehandlungspflicht (keine willkürliche Schlechterstellung 
einzelner AN – § 75 Abs. 1 BetrVG; Gleichbehandlungsgesetz)

ÿÿ Urlaubsgewährungspflicht gemäß § 1 BUrlG

ÿÿ Zeugniserteilungspflicht über die AN-Tätigkeit

Der Arbeitgeber hat die Lohnsteuer und die Beiträge zur Sozialversicherung zu be-
rechnen und abzuführen sowie die Beiträge für die Berufsgenossenschaft zu erbrin-
gen.

ÿÿ Der Arbeitnehmer erbringt bei einem Arbeitgeber aufgrund eines Arbeitsvertrages 
fremdbestimmte Arbeitsleistungen. Er kann nach § 5 Abs. 1 BetrVG sein:

Arbeiter Er ist überwiegend körperlich-mechanisch tätig.

Angestellter Er ist überwiegend geistig-gedanklich tätig.

Auszubildender Er ist ein zur Berufsausbildung Beschäftigter.

Heimarbeiter Beschäftigter, der in der Hauptsache für den Betrieb arbeitet.

Das BetrVG findet, soweit nicht ausdrücklich anders bestimmt, keine Anwendung 
auf leitende Angestellte als Personen, die mit der Wahrnehmung von Arbeitgeber-
funktionen betraut sind (§ 5 Abs. 3, 4 BetrVG). Selbstständige und Beamte z. B. sind 
keine Arbeitnehmer. Arbeitnehmer haben, ebenso wie auch Arbeitgeber (AG), ver-
schiedene Rechte und Pflichten:

Rechte ÿÿ Lohnzahlung als Anspruch auf das vereinbarte Entgelt

ÿÿ Fürsorge durch Wahrung schutzwürdiger Interessen

ÿÿ Beschäftigung bei bestehendem Arbeitsverhältnis

ÿÿ Gleichbehandlung durch den Arbeitgeber

ÿÿ Urlaubsgewährung gemäß der rechtlichen Vorschriften

ÿÿ Zeugniserteilung über die abgeleistete Tätigkeit

Pflichten ÿÿ Arbeitspflicht (Erbringung der vereinbarten Arbeitsleistung)

ÿÿ Treuepflicht (Schutz berechtigter AG-Interessen)

ÿÿ Haftungspflicht bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, teilweise bei 
mittlerer Fahrlässigkeit, garnicht bei leichter Fahrlässigkeit
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6.1.2 Arbeitsschutzrecht

Das Arbeitsschutzrecht enthält Normen, die dem Arbeitgeber öffentlich-rechtliche 
Pflichten auferlegen, um die für den Arbeitnehmer von der Arbeit ausgehenden Ge-
fahren zu beseitigen oder zu mindern. Zu unterscheiden sind:

ÿÿ Allgemeine Schutzvorschriften für alle Arbeitnehmer bzw. Arbeitgeber, z. B. als:

Allgemeines 
Gleichbehand­
lungsgesetz (AGG)

Es ist seit 08/2006 in Kraft und soll Benachteiligungen in Beschäfti-
gung und Beruf wirksam begegnen, die auf

ÿÿ Rasse

ÿÿ ethnische Herkunft

ÿÿ Geschlecht

ÿÿ Religion

ÿÿ Weltanschauung

ÿÿ Behinderung

ÿÿ Alter

ÿÿ sexuelle Identität

beruhen.

Das Gesetz bezieht sich u. a. auf die Bedingungen für den Zugang zur 
Erwerbstätigkeit, Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, Berufs-
bildung und Sozialschutz.

Benachteiligte Arbeitnehmer können sich bei den zuständigen 
Stellen, z. B. Arbeitgeber oder Betriebsrat, beschweren. Sie haben 
gegenüber dem Verursacher ein Recht auf Schadenersatz und Unter-
lassung. (Ausschließlich) bei groben Verstößen haben der Betriebsrat 
sowie im Betrieb vertretene Gewerkschaften ein eigenständiges 
Klagerecht.

Arbeitssicherheits­
gesetz (ArbSichG)

Es enthält Regelungen für Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und 
andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit, die Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer unterstützen sollen.

Arbeitsstätten­
verordnung  
(ArbStättVO)

Sie umfasst Anforderungen an Werkstätten, Büros usw., die auf dem 
aktuellen sicherheitstechnischen, arbeitsmedizinischen, hygieni-
schen und ergonomischen Erkenntnisstand beruhen.

Arbeitszeitgesetz 
(ArbZG)

Es dient dazu, die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Ar-
beitnehmer bei der Arbeitszeitgestaltung zu gewährleisten und die 
Rahmenbedingungen für flexible Arbeitszeiten zu verbessern sowie 
den Sonntag und die Feiertage zu schützen.

Gewerbeordnung 
(GewO)

Sie weist Regelungen über den allgemeinen Betriebs- und Gefahren-
schutz auf und dient dem Schutz des Lebens und der Gesundheit der 
Arbeitnehmer.

Kündigungsschutz­
gesetz (KSchG) 

Es sichert den Arbeitnehmer vor Nachteilen einer Kündigung durch 
den Arbeitgeber. Kündigungsschutz können alle Arbeitnehmer unter 
bestimmten Bedingungen geltend machen.

Entgeltfortzah­
lungsgesetz (EFZG)

Es regelt die Ansprüche auf Zahlung des Arbeitsentgelts an Feierta-
gen und während einer unverschuldeten Arbeitsunfähigkeit durch 
Krankheit des Arbeitnehmers (sechs Wochen Fortzahlung).
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ÿÿ Spezielle Schutzvorschriften für einzelne Gruppen von Arbeitnehmern. Dazu zählen:

Berufsbildungs­
gesetz (BBiG)

Es bezieht sich auf alle Personen, die in einer beruflichen Aus- und 
Fortbildung bzw. Umschulung stehen.

Heimarbeitsgesetz 
(HAG)

Es enthält für Heimarbeiter und Hausgewerbetreibende einen beson-
deren Arbeitszeit-, Gefahren-, Vergütungs-, Kündigungsschutz.

Jugendarbeits­
schutzgesetz 
(JArbSchG)

Es gilt für alle Beschäftigten unter 18 Jahren und regelt z. B. die 
Höchstarbeitszeit für Jugendliche, ihre Ruhepausen, ihren Urlaubs
anspruch.

Mutterschutz­
gesetz (MuSchG) 

Es enthält seit 2018 Neuregelungen. Sein Ziel ist es, die Gesundheit 
der Frau und ihres Kindes am Arbeits-, Ausbildungs- und Studien-
platz während der Schwangerschaft, nach der Entbindung und in der 
Stillzeit zu schützen. 

So enthält es z. B. Vorschriften über Beschäftigungsverbote (sechs 
Wochen vor, acht Wochen nach Entbindung bzw. auf ärztliche Wei-
sung) und Einsatzverbote.

Schwerbehinder­
tenrecht

Das Schwerbehindertenrecht ist im Sozialgesetzbuch (SGB IX) zu fin-
den. Es regelt den Schutz von Schwerbehinderten (Grad der Behinde-
rung mindestens 50) und ihnen gleichgestellter Personen (Grad der 
Behinderung mindestens 30). Dazu zählen u. a.:

ÿÿ Die Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen, die für Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich 
mindestens 20 Arbeitsplätzen besteht. Sie haben mit Schwerbehin-
derten zu besetzen (§ 154 SGB IX):

-- mindestens 5 % der Arbeitsplätze.

ÿÿ Eine Ausgleichsabgabe, die für jeden unbesetzten Pflichtarbeits-
platz vom Arbeitgeber zu leisten ist. Sie beträgt je Monat und 
unbesetztem Pflichtarbeitsplatz (§ 160 SGB IX):

-- 125 € bei Beschäftigungsquote zwischen 3 % und 5 %

-- 220 € bei Beschäftigungsquote zwischen 2 % und unter 3 %

-- 320 € bei Beschäftigungsquote unter 2 %

ÿÿ Eine Kündigung von Schwerbehinderten bzw. ihnen Gleichgestell-
ten ist ohne vorherige Zustimmung des Integrationsamtes nicht 
zulässig. Insofern besteht ein besonderer Kündigungsschutz, wenn 
der behinderte Mitarbeiter regelmäßig seinen Wohnsitz oder sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat oder regelmäßig 
dort seine Beschäftigung ausübt.

6.2 Kollektives Arbeitsrecht

Während das individuelle Arbeitsrecht die Rechtsverhältnisse zwischen den einzelnen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern regelt, bezieht sich das kollektive Arbeitsrecht auf 
das Recht zwischen den Sozialpartnern.
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Grundlage des kollektiven Arbeitsrechts ist die Koalitionsfreiheit, die in Art. 9 Grund-
gesetz (GG) garantiert wird und nicht eingeschränkt werden darf (Art. 10, 79 GG). 
Darunter wird das „Recht zur Vereinigung zum Zweck der Förderung der Arbeits- und 
Wirtschaftsbedingungen“ verstanden. Dementsprechende Vereinigungen sind die Ge­
werkschaften und die Arbeitgeberverbände.

Das kollektive Arbeitsrecht umfasst drei Bereiche:

ÿÿ Tarifvertragsrecht

ÿÿ Arbeitskampfrecht

ÿÿ Betriebsverfassungsrecht.

6.2.1 Tarifvertragsrecht

Der Tarifvertrag ist ein schriftlicher Vertrag zwischen Koalitionen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, in dem die Bedingungen von Arbeitsverhältnissen für einen bestimm-
ten Zeitraum und für beide Seiten verbindlich festgelegt werden. Das Tarifvertragsge-
setz (TVG) regelt das Recht der Tarifverträge, die sein können:

ÿÿ Der Lohn-/Gehaltstarifvertrag, der die Vergütung der Arbeitnehmer regelt. Er wird 
nach vereinbarten Fristen neu abgeschlossen. Darin wird der Ecklohn als mittlerer 
Tariflohn von 100 % festgelegt, aus dem sich die individuelle Lohnhöhe in Prozentan-
teilen errechnen lässt.

ÿÿ Der Manteltarifvertrag, in dem allgemeine Bedingungen der Arbeitsverhältnisse 
für mehrere Jahre geregelt werden, z. B. Arbeitszeit, Urlaub, Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall. Er wird auch als Rahmentarifvertrag bezeichnet.

ÿÿ Der Verbandstarifvertrag, der zwischen einem oder mehreren Arbeitgeberverbän-
den und einer oder mehreren Gewerkschaften vereinbart wird und für das Gebiet 
der Tarifvertragsparteien gilt. Verbände können auch Tarifverträge abschließen, de-
ren Geltungsbereich nur auf ein Unternehmen beschränkt ist.

ÿÿ Der Firmentarifvertrag, der zwischen einem Arbeitgeber und einer oder mehreren 
Gewerkschaften abgeschlossen wird. Er wird auch Unternehmenstarifvertrag, Haus­
tarifvertrag und Werkstarifvertrag genannt. Der Arbeitgeber bleibt auch als Mitglied 
eines Arbeitgeberverbandes tariffähig.

In jedem Tarifvertrag muss der Geltungsbereich festgelegt sein:

Räumlicher Geltungsbereich Bundesland, Regierungsbezirk usw.

Fachlicher Geltungsbereich Metallindustrie, chemische Industrie usw.

Persönlicher Geltungsbereich Arbeiter, Angestellte, Auszubildende usw.

Nach dem Spezialitätsprinzip hat der räumlich und fachlich nähere Tarifvertrag den 
Vorrang, z. B. der Haustarifvertrag vor dem Verbandstarifvertrag.
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Der Tarifvertrag regelt Mindestbedingungen. Das bedeutet:

ÿÿ Abweichungen zu Gunsten der Arbeitnehmer sind möglich (Günstigkeitsprinzip).

ÿÿ Arbeitnehmer dürfen nicht auf tarifvertragliche Rechte verzichten (Grundsatz der 
Unabdingbarkeit).

Der Tarifvertrag gilt grundsätzlich nur für tarifgebundene Arbeitsverhältnisse, also für 
Mitglieder des Arbeitgeberverbandes und der Gewerkschaften. Üblicherweise wird er 
jedoch allgemein angewandt, wobei Voraussetzungen zu erfüllen sind (§ 3 TVG).

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung kann einen Tarifvertrag im Einver-
nehmen mit einem aus je drei Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer bestehenden Ausschuss auf Antrag einer Tarifvertragspartei für 
allgemein verbindlich erklären (§ 5 TVG).

6.2.2 Arbeitskampfrecht

Der Arbeitskampf ist eine kollektive Auseinandersetzung der Arbeitgeber- bzw. Arbeit-
nehmerseite hinsichtlich der jeweiligen Arbeitsbedingungen, um ein bestimmtes Ziel 
zu erreichen. Als Maßnahmen im Arbeitskampfrecht lassen sich unterscheiden:

ÿÿ Der Streik, der die planmäßige Arbeitsniederlegung einer größeren Zahl von Arbeit-
nehmern zur Durchsetzung tarifvertraglich regelbarer Forderungen darstellt. Anlass 
für einen Streik kann insbesondere die Verbesserung bestehender Lohn- und Arbeits-
bedingungen sein. 

Zulässig sind lediglich Streiks, die von einer Gewerkschaft geführt bzw. organisiert 
werden und die Friedenspflicht während der Laufzeit eines Tarifvertrages nicht ver-
letzen. Ihre Ausrufung erfordert die Zustimmung von 75 % der gewerkschaftlich or-
ganisierten Arbeitnehmer im Rahmen der Urabstimmung.

Warnstreiks sind als kurzfristige Arbeitsniederlegungen nur im Zusammenhang mit 
Tarifverhandlungen erlaubt. Der politische Streik ist ebenso unzulässig wie der „wil­
de“ Streik als von der Gewerkschaft nicht gebilligter Streik.

ÿÿ Die Aussperrung, die eine planmäßige, durch einen Arbeitgeber ausgelöste Nichtzu-
lassung mehrerer Arbeitnehmer zur Arbeit ist. Sie kann alle Arbeitnehmer oder nur 
die streikenden Arbeitnehmer betreffen. Der Arbeitgeber kann mit einer Abwehr-
aussperrung auf einen Streik reagieren. 

Eine Angriffsaussperrung, durch die der Arbeitgeber den Arbeitskampf eröffnet, ist 
rechtswidrig. Die rechtmäßige Aussperrung hat wie der Streik die Suspendierung 
des Arbeitsverhältnisses zur Folge. Bei der unrechtmäßigen Aussperrung macht sich 
der Arbeitgeber schadenersatzpflichtig.

6.2.3 Betriebsverfassungsrecht

Durch das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), das in 2001 reformiert wurde, werden 
die Beteiligungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer geregelt. Es gilt für alle Unterneh-
men mit mindestens fünf regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmern. Keine Anwen-
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dung findet das Betriebsverfassungsgesetz auf Religionsgemeinschaften sowie ihre 
karitativen und erzieherischen Einrichtungen. Zu wesentlichen Regelungen im BetrVG 
zählen:

ÿÿ Mitwirkung/Mitbestimmung

ÿÿ Betriebsvereinbarung

ÿÿ Einigungsstelle.

Der Betriebsrat ist das zuständige Vertretungsorgan der Arbeitnehmer in einem Un-
ternehmen. Seine Wahl erfolgt alle vier Jahre durch die Arbeitnehmer. Als Gesamtbe­
triebsrat vertritt der Betriebsrat die Gesamtinteressen der Arbeitnehmer mehrerer Be-
triebe eines Unternehmens (§§ 47 ff. BetrVG).

Die Wahl eines Betriebsrats, die alle vier Jahre erfolgt, ist in Unternehmen ab 20 Mitar-
beitern möglich, bei 5 bis 19 Mitarbeitern kann ein Betriebsobmann gewählt werden. 
Die Zahl der Betriebsratsmitglieder beträgt z. B.:

ÿÿ 1 Person bei 5 - 20 wahlberechtigten Arbeitnehmern

ÿÿ 3 Mitglieder bei 21 - 50 wahlberechtigten Arbeitnehmern

ÿÿ 5 Mitglieder bei 51 - 100 wahlberechtigten Arbeitnehmern

ÿÿ 7 Mitglieder bei 101 - 200 wahlberechtigten Arbeitnehmern

ÿÿ 9 Mitglieder bei 201 - 400 wahlberechtigten Arbeitnehmern

ÿÿ
ÿÿ 35 Mitglieder bei 7.001 - 9.000 wahlberechtigten Arbeitnehmern

In Betrieben mit mehr als 9.000 wahlberechtigten Arbeitnehmern erhöht sich die Zahl 
der Mitglieder je angefangene 3.000 Arbeitnehmer um jeweils zwei Mitglieder.

Ein Betriebsausschuss führt die Geschäfte des Betriebsrats ab 9 Betriebsratsmitglie-
der. Der Vorsitzende des Betriebsrats ist ab 200 Mitarbeitern von seiner arbeitsvertrag-
lichen Arbeitsaufgabe freistellbar.

Die Mitglieder des Betriebsrats gehen ihrer Tätigkeit während der Arbeitszeit nach. Sie 
haben Anspruch auf Bildungsurlaub im Umfang von drei Wochen und genießen Kün­
digungsschutz.

Die allgemeinen Aufgaben des Betriebsrats umfassen nach § 80 BetrVG:

ÿÿ Überwachung der Durchführung von Gesetzen, Verordnungen, Vorschriften

ÿÿ Wahrnehmung von Antragsrechten beim Arbeitgeber

ÿÿ Durchsetzung der Gleichstellung aller Arbeitnehmer gemäß AGG

ÿÿ Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit
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ÿÿ Entgegennahme von Anregungen der Arbeitnehmer

ÿÿ Förderung der Eingliederung Schwerbehinderter

ÿÿ Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Jugendvertretung

ÿÿ Förderung der Beschäftigung älterer Arbeitnehmer

ÿÿ Förderung der Eingliederung ausländischer Arbeitnehmer

ÿÿ Förderung und Sicherung der Beschäftigung

ÿÿ Förderung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes und des Umweltschutzes.

Der Betriebsrat ist vom Arbeitgeber zur Erfüllung seiner Aufgaben rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten, auch im Hinblick auf die Beschäftigung von Personen, die 
nicht in einem Arbeitsverhältnis stehen. Ihm sind alle erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen. Bei der Durchführung seiner Aufgaben kann er nach Vereinba-
rung mit dem Arbeitgeber, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nötig ist, Sach­
verständige hinzuziehen.

6.2.3.1 Mitwirkung/Mitbestimmung

Einwirkungsmöglichkeiten des Betriebsrats sind nach §§ 87, 88, 96 - 98 BetrVG:

ÿÿ Die Mitwirkung, die verschiedene Arten der rechtlich abgesicherten Einflussnahme 
von Arbeitnehmern auf betriebliche Entscheidungsprozesse umfasst. Sie bedeutet 
Beratung und Mitsprache bei Entscheidungen des Arbeitgebers als:

Informations­
recht

Der Arbeitgeber wird verpflichtet, die Arbeitnehmerseite rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten (§ 81 Abs. 2 BetrVG), ohne dass diese über 
ein Recht zur Diskussion und zur Abgabe einer Stellungnahme verfügt. 
Informationsrechte bestehen hinsichtlich:

ÿÿ Arbeitsschutz (§ 89 BetrVG)

ÿÿ Gestaltung von Arbeitsplatz, Arbeitsablauf (§ 99 Abs. 1 BetrVG)

ÿÿ personelle Einzelmaßnahmen (§ 99 Abs. 1 BetrVG)

ÿÿ geplante Betriebsänderungen (§ 111 BetrVG).

Vorschlagsrecht Der Betriebsrat hat ein Vorschlagsrecht bei der Einführung einer Perso-
nalplanung und ihrer Durchführung (§ 92 BetrVG).

Antragsrecht Der Betriebsrat darf Maßnahmen beantragen, die dem Unternehmen 
und der Belegschaft dienen (§ 80 Abs. 1 Nr. 2 BetrVG).

Beratungsrecht Der Betriebsrat hat dieses Recht bei Maßnahmen der Bauplanung, Anla-
geplanung, Ablauf- und Verfahrensplanung bzw. Planung des Arbeits-
platzes (§ 90 BetrVG).

Anhörungsrecht Der Betriebsrat ist insbesondere vor jeder Kündigung eines Arbeitneh-
mers zu hören (§ 102 Abs. 1 BetrVG).

Die letzte Entscheidung bleibt aber beim Arbeitgeber, d. h. er behält das Recht, seine 
Absichten auch gegen die Vorstellungen des Betriebsrats durchzusetzen. Die Mitwir-
kung geht damit nicht so weit wie die Mitbestimmung.
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Arbeitgeber und Betriebsrat sollen bei Meinungsverschiedenheiten rechtzeitig ver-
handeln mit dem ernsthaften Willen, zu einer Einigung zu kommen (§ 74 Abs. 1 
BetrVG). Nach § 121 BetrVG kann eine Verletzung von Aufklärungspflichten durch 
den Arbeitgeber mit Geldbußen geahndet werden.

ÿÿ Die Mitbestimmung ist die institutionelle Teilhabe des Betriebsrats an Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozessen im Unternehmen. Sie unterscheidet sich von 
der Mitwirkung dadurch, dass der Betriebsrat die Möglichkeit hat, einer Entschei­
dung des Unternehmers zu widersprechen oder sie zu verhindern. Die Mitbestim-
mung nach dem BetrVG bezieht sich auf:

Soziale 
Angelegenheiten 
§§ 87 - 89 BetrVG

Der Betriebsrat hat ein Mitbestimmungsrecht, z. B. bei Fragen der 
Betriebsordnung, Lage von Arbeitszeit und Arbeitspausen, Entgelt-
modalitäten, Urlaubsplan, Unfallschutz, Verwaltung der Sozialein-
richtungen und Werkswohnungen, Formen der Arbeitsbewertung, 
Akkord- und Prämiensätze, Vorschlagswesen.

Zu unterscheiden sind notwendige Mitbestimmung (§ 87 BetrVG) 
und freiwillige Mitbestimmung (§ 88 BetrVG). Die notwendige 
Mitbestimmung ist erzwingbar. Maßnahmen des § 87 BetrVG dürfen 
nur getroffen werden, wenn der Betriebsrat einer Betriebsvereinba­
rung oder einer Regelungsabsprache zustimmt.

Bei der Gestaltung des Arbeitsschutzes (§ 89 BetrVG) gibt es keine 
Mitbestimmung, sondern nur eine Mitwirkung des Betriebsrats.

Arbeitsplatz­
bezogene 
Angelegenheiten 
§§ 90 - 91 BetrVG

Nach § 90 BetrVG besteht ein zwingendes Mitbestimmungsrecht, 
wenn Arbeitnehmer durch Änderungen der Arbeitsplätze, des 
Arbeitsablaufs oder der Arbeitsplatzumgebung, die gesicherten 
arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen über die Arbeitsgestaltung 
widersprechen, besonders belastet werden. 

Der Betriebsrat kann in diesem Fall angemessene Maßnahmen zur 
Abwendung, Milderung oder zum Ausgleich der Belastung verlan-
gen, z. B. Vermeidung von Lärmbelästigung.

Personelle 
Angelegenheiten 
§§ 92 - 105 BetrVG

Ein Zustimmungs- oder Vetorecht liegt z. B. bei Personalfragebögen 
bzw. Beurteilungsgrundsätzen, Richtlinien für die Auswahl, Verset-
zung und Umgruppierung, Bestellung von Ausbildern und ordent-
lichen Kündigungen vor. Ein erzwingbares Initiativrecht gibt es bei 
Stellenausschreibungen und bei der Auswahl von Ausbildungsteil-
nehmern.

Wirtschaftliche 
Angelegenheiten 
§§ 106 - 113 
BetrVG

Dem Betriebsrat stehen Informationsrechte über wirtschaftliche 
Angelegenheiten des Unternehmens zu. Dazu ist in Unternehmen 
mit mehr als 100 ständig Beschäftigten ein Wirtschaftsausschuss zu 
bilden (§§ 106 ff. BetrVG), der die Aufgabe hat, wirtschaftliche Ange-
legenheiten mit dem Unternehmer zu beraten und den Betriebsrat 
zu unterrichten.
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Die Mitbestimmung ist nicht nur im BetrVG geregelt, sondern auch im:

Mitbestimmungs­
gesetz (MitbestG)

Es regelt die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichts­
rat von Kapitalgesellschaften, die mehr als 2.000 Arbeitnehmer 
beschäftigen.

Montan-Mitbestim­
mungsgesetz  
(MontanMitbestG)

Für Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugen-
den Industrie gilt das Gesetz, wenn solche Unternehmen mehr als 
1.000 Arbeitnehmer beschäftigen. 

Die Mitbestimmung im Montanbereich ist durch eine paritätische 
Besetzung des Aufsichtsrats mit Vertretern der Arbeitnehmerseite 
und der Anteilseignerseite sowie einem zusätzlichen neutralen 
Aufsichtsratsmitglied gekennzeichnet. Weiterhin ist eine beson-
dere Beteiligung der Arbeitnehmerseite im Vorstand durch einen 
Arbeitsdirektor vorgeschrieben.

Personalvertretungs­
gesetz (PerVG)

Es kann für öffentlich-rechtliche, karitative und erzieherische 
Einrichtungen der Religionsgemeinschaften gelten. Seine Beteili-
gungsrechte sind teilweise abweichend vom BetrVG gestaltet, z. B. 
lediglich als empfehlende Mitwirkung bei personellen Angelegen-
heiten.

Leitende Angestellte sind von der Betriebsverfassung ausgeschlossen und unterliegen 
dem Sprecherausschussgesetz (SprAuG). Ein Sprecherausschuss wird in Betrieben mit 
i. d. R. zehn leitenden Angestellten gewählt.

6.2.3.2	Betriebsvereinbarung

Der Betriebsrat kann nach dem BetrVG mit dem Arbeitgeber Betriebsvereinbarungen 
abschließen. Das sind privatrechtliche Verträge, die der Schriftform bedürfen. In ihnen 
sind alle Fragen regelbar, die im Zuständigkeitsbereich des Betriebsrats liegen. Nach 
§ 88 BetrVG können sie insbesondere zum Gegenstand haben:

ÿÿ zusätzliche Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Gesundheitsschä­
digungen

ÿÿ die Errichtung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das 
Unternehmen oder den Konzern beschränkt ist

ÿÿ Maßnahmen zur Förderung der Vermögensbildung.

Spezielle Betriebsvereinbarungen betreffen z. B. Datenschutzregelungen, Urlaubsplä-
ne, Regelungen über ein Alkoholverbot, Regelungen zur Altersversorgung.

Betriebsvereinbarungen sind ohne Rücksicht auf den Inhalt von Arbeitsverträgen und 
Kenntnis der Vertragsparteien von den Inhalten der Betriebsvereinbarung wirksam. Sie 
gelten für alle im Unternehmen tätigen Arbeitnehmer, die auf darin eingeräumte Rech-
te nur mit Zustimmung des Betriebsrats verzichten dürfen. Betriebsvereinbarungen 
sind vom Arbeitgeber an geeigneter Stelle auszulegen (§ 77 Abs. 2 BetrVG). Ihre Kündi­
gung ist, wenn nichts anderes vereinbart ist, mit einer Frist von drei Monaten möglich.
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Die Zulässigkeit von Betriebsvereinbarungen wird durch § 77 Abs. 3 BetrVG einge­
schränkt. Danach können Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch 
Tarifvertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt werden, nicht Gegenstand von 
Betriebsvereinbarungen sein, es sei denn, ein Tarifvertrag lässt den Abschluss ergän-
zender Betriebsvereinbarungen ausdrücklich zu.

6.2.3.3 Einigungsstelle

Ebenfalls im BetrVG geregelt ist die Einigungsstelle (§ 76 BetrVG). Sie kann bei Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber freiwillig gebildet wer-
den, ist vielfach aber auch gesetzlich vorgeschrieben. 

Die Einigungsstelle dient dem Interessenausgleich, ihre Aufgabe ist die Schlichtung 
von Regelungsstreitigkeiten. Sie besteht aus einer gleichen Anzahl von Beisitzern, die 
vom Arbeitgeber und vom Betriebsrat bestellt werden. Auf die Person des unpartei
ischen Vorsitzenden müssen sich beide Seiten einigen. Kommt eine Einigung nicht zu 
Stande, bestellt das Arbeitsgericht den Vorsitzenden der Einigungsstelle.

An ihre Stelle kann aufgrund einer tarifvertraglichen Regelung die tarifliche Schlich­
tungsstelle treten, die im Gegensatz zur Einigungsstelle dann meist eine ständige Ein-
richtung ist.

Aufgabe 5 > Seite 595

6.3 Betrieb/Unternehmen

Anders als in der Betriebswirtschaftslehre werden arbeitsrechtlich als Betrieb und Un-
ternehmen unterschieden (Straub, 2017):

ÿÿ Der Betrieb, von dem gesprochen wird, wenn die organisatorische Einheit gemeint 
ist, mit der ein Unternehmer allein oder mit seinen Mitarbeitern bestimmte arbeits-
technische Zwecke auf eine gewisse Dauer verfolgt. Beim Betriebsbegriff wird also 
auf die konkrete Arbeitsorganisation abgestellt.

ÿÿ Das Unternehmen, das im handelsrechtlichen und wirtschaftlichen Sinne gesehen 
wird. Es ist somit die organisatorische Einheit, die durch den wirtschaftlichen oder 
ideellen Zweck bestimmt wird, mit dem ein oder mehrere Betriebe zusammenge-
fasst werden.

	 Beispiel 

Ein Zeitungsverlag gibt eine Tageszeitung heraus. Er hat eine eigene Druckerei und eine 
räumlich getrennte Verwaltung einschließlich Redaktion. Der Zeitungsverlag ist das Un-
ternehmen. Die Redaktion der Tageszeitung einschließlich Verwaltung ist ein Betrieb. 
Die Druckerei, in der die Tageszeitung gedruckt wird, stellt einen weiteren Betrieb dar.
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Lösung

1. Wozu werden Unternehmen betrieben? S. 29

2. Beschreiben Sie die elementaren Produktionsfaktoren! S. 29

3. Was sind güter- und finanzwirtschaftliche Prozesse? S. 29

4. Was ist unter den dispositiven Produktionsfaktoren zu verstehen? S. 30

5. Weshalb hat die menschliche Arbeit im Laufe der Zeit zunehmende 
Bedeutung erlangt?

S. 30

6. Was versteht man unter der Personalwirtschaft? S. 30

7. Welche grundlegende Aufgabe obliegt der Personalwirtschaft? S. 31

8. Worin unterscheiden sich Personalmanagement, Personalmar-
keting und Human Resource Management von der Personalwirt-
schaft?

S. 31

9. Was versteht man unter Personal und durch welche Eigenschaften 
ist es gekennzeichnet?

S. 32

10. Wer ist Arbeitnehmer? S. 32

11. Weshalb wird häufig anstelle von Arbeitnehmern auch von Mit
arbeitern gesprochen?

S. 32

12. Erläutern Sie die wirtschaftlichen Ziele der Personalwirtschaft! S. 33

13. Wie stehen wirtschaftliche und soziale Ziele zueinander? S. 33

14. Welche sozialen Ziele hat die Personalwirtschaft? S. 34

15. Nennen Sie das Ziel und Risiken des Outsourcing personalwirt-
schaftlicher Aufgaben!

S. 34

16. Geben Sie einen Überblick über die grundlegenden Aufgaben der 
Personalwirtschaft!

S. 34 ff.

17. Welche Personalplanungen können unterschieden werden? S. 34 f.

18. Welche Schritte umfasst die Personalbeschaffung? S. 35

19. Erläutern Sie die zentralen Fragen des Personaleinsatzes! S. 35 f.

20. Womit befasst sich die Personalführung? S. 36

21. Worum geht es bei der Personalentlohnung? S. 36

22. Welche Maßnahmen umfasst die Personalentwicklung? S. 36

23. Auf welche Arten kann Personalfreistellung erfolgen? S. 37

24. Womit befasst sich die Personalverwaltung? S. 37

25. Welche „sonstigen“ Aufgaben obliegen der Personalwirtschaft? S. 37

26. Durch welche Besonderheiten sind Mitarbeiter gekennzeichnet? S. 38

27. Erläutern Sie, was unter dem Scientific-Management-Ansatz zu ver-
stehen ist!

S. 38

28. Welche Experimente liegen dem Human-Relations-Ansatz zugrun-
de und was sagt er aus?

S. 38 f.

Kontrollfragen


